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Hochschule Anhalt (FH) 
 
 
 

GESCHÄFTSORDNUNG 
 
 
 

für das 
 
 
 

KURATORIUM 
 
 
 

der Hochschule Anhalt (FH) 
 
 

 
 
Auf Grund des § 74 der Hochschulgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt (HSG LSA) vom 05. Mai 2004 (GVBl.LSA 
Nr. 25/2004, S. 256 zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 21.03.2006, GVBl.LSA 2006, S. 102) und der Grund-
ordnung der Hochschule Anhalt (FH) vom 15. September 
2004 (Amtliches Mitteilungsblatt der HSA Nr. 09/2004 vom 
09.11.2004) wird die nachstehende Geschäftsordnung er-
lassen. 
 
 
 
 

§ 1 
Mitglieder und Vorsitz 

 
(1) Das Kuratorium besteht nach Maßgabe der 

Grundordnung aus 5 Mitgliedern, die in verantwortungsvol-
len Positionen der Gesellschaft, insbesondere der Wissen-
schaft, Kultur, Wirtschaft oder Politik tätig sind oder tätig 
waren und auf Grund ihrer hervorragenden Kenntnisse und 
Erfahrungen einen Beitrag zur Erreichung der Ziele und 
Aufgaben der Hochschule leisten können. 

 
(2) Die stimmberechtigten Mitglieder der Kuratori-

ums werden gemäß § 20 der Grundordnung der HSA für 
eine Amtszeit von vier Jahren gewählt. Die Mitglieder des 
Kuratoriums sind in dieser Eigenschaft weisungsfrei. 
 

(3) In der konstituierenden Beratung wählen die Mit-
glieder nach Absatz 2 aus ihrer Mitte eine Vorsitzende o-
der einen Vorsitzenden. 
 

(4) Fällt ein stimmberechtigtes Mitglied des Kurato-
riums definitiv oder absehbar ein Jahr oder länger vor En-
de der Amtszeit aus, so ist durch das Präsidium über den 
Senat der Hochschule eine Nachwahl einzuleiten. 
 

 
§ 2 

Aufgaben 
 

(1) Das Kuratorium berät die Hochschule in Angele-
genheiten mit regionalem, nationalem und internationalem 
Bezug. 

 
(2) Regelmäßige, jährliche Beratungsgegenstände 

sind der Haushaltsplanentwurf der Hochschule und der 
Jahresbericht des Präsidiums, einschließlich der Lehreva-

luation. Dazu gibt es seine Stellungnahme bzw. Billigung 
ab. 

 
(3) Das Kuratorium nimmt weiterhin Stellung zu 

Problemen der Weiterbildung und des Forschungstrans-
fers. Bedarfsweise positioniert es sich zu Fragen der 
Grundordnung, der Änderung von Fachbereichsstrukturen, 
der Verfügung über Grundstücke und der Gründung oder 
Beteiligung an Unternehmen. 
 
 

§ 3 
Einberufung der Sitzungen und Tagesordnung, 

Sitzungsleitung 
 

(1) Die Sitzungen werden von der oder dem Vorsit-
zenden in Abstimmung mit dem Präsidium der HSA anbe-
raumt. Zum Ende des Jahres legt das Kuratorium die vor-
aussichtlichen zwei Sitzungstermine für das nachfolgende 
Kalenderjahr fest. Von den festgelegten Terminen soll die 
oder der Vorsitzende nur abweichen, wenn keine ausrei-
chenden Verhandlungsgegenstände vorliegen oder wenn 
dringende Gegenstände zu verhandeln sind, die einen an-
deren oder zusätzlichen Termin erfordern. Eine Sitzung ist 
ferner anzuberaumen, wenn mindestens drei der stimmbe-
rechtigten Mitglieder dies unter Angabe der zu verhan-
delnden Gegenstände bei der oder dem Vorsitzenden be-
antragen, in diesem Falle soll sie innerhalb von vier Wo-
chen nach Eingang des Antrags durchgeführt werden. 
 

(2) Die Einladung mit der Tagesordnung und den 
zugehörigen Unterlagen soll den Mitgliedern bis spätes-
tens zwei Wochen vor der Sitzung zugehen. Die aktuelle 
Tagesordnung wird zu Beginn jeder Sitzung beschlossen, 
bis dahin können Anträge zur Tagesordnung gestellt wer-
den. 
 

(3) Ist ein stimmberechtigtes Mitglied verhindert, so 
ist es gehalten, die Geschäftsführerin oder den Geschäfts-
führer hiervon so früh wie möglich in Kenntnis zu setzen, 
bei Verhinderung von mehr als zwei Mitgliedern ist ein 
neuer Sitzungstermin anzuberaumen. 
 

(4) Die Sitzungen finden i.d.R. in den Räumen der 
HSA an einem der drei Standorte statt, nach Beschluss 
des Kuratoriums und im Benehmen mit dem Präsidium der 
Hochschule kann im Einzelfall hiervon abgewichen wer-
den. 

 
(5) Die oder der Vorsitzende eröffnet, leitet und 

schließt die Sitzung und ist für ihren Ablauf verantwortlich. 
Im Verhinderungsfall wird die oder der Vorsitzende per 
Mehrheitsbeschluss durch ein anderes stimmberechtigtes 
Mitglied des Kuratoriums vertreten. 

 
 

§ 4 
Teilnehmer an den Sitzungen 

 
(1) Neben den stimmerechtigten Mitgliedern gemäß 

§ 20 Absatz 3 der Grundordnung der HSA nimmt die Prä-
sidentin bzw. der Präsident der Hochschule oder ein be-
auftragtes Mitglied des Präsidiums an den Sitzungen des 
Kuratoriums mit Rede- und Antragsrecht teil. 

 
(2) Die oder der Vorsitzende kann bei Bedarf die 

Hinzuziehung von Sachverständigen veranlassen. 
 
(3) Sofern nicht nach Absatz 1 als Teilnehmer der 

Sitzung bestimmt, sind die Vizepräsidentinnen bzw. Vize-
präsidenten der Hochschule mit Rederecht teilnahmebe-
rechtigt; die bzw. der Vorsitzende kann ihnen das Antrags-
recht erteilen. 
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§ 5 
Öffentlichkeit 

 
(1) Das Kuratorium tagt grundsätzlich nicht öffent-

lich, Ausnahmen bedürfen der vorherigen Zustimmung al-
ler Mitglieder nach § 4 Absatz 1 dieser Satzung. 
 

(2) Die Beratungsinhalt unterliegen grundsätzlich 
der Verschwiegenheitspflicht. Das Kuratorium kann be-
schließen, in welchem Umfang und welcher Art Sitzungs-
inhalte und Beschlüsse hochschulöffentlich bzw. öffentlich 
bekannt gemacht werden. 
 
 

§ 6 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung 

(1) Der oder die Vorsitzende hat über jeden Ge-
genstand, der in die Tagesordnung aufgenommen wurde, 
die Aussprache zu eröffnen. Die Aussprache ist beendet, 
wenn keine Wortmeldung mehr vorliegt oder das Ende der 
Aussprache beschlossen wurde. 
 

(2) Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn minde-
tens drei der stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind, 
Stimmübertragung verhinderter Mitglieder ist möglich, 
muss jedoch der oder dem Vorsitzenden, in Wahrnehmung 
der Geschaftsführerin oder dem Geschäftsführer, vor Sit-
zungsbeginn mitgeteilt werden. 

 
(3) Die Abstimmung erfolgt im Regelfall offen, so-

fern nicht mindestens ein stimmberechtigtes Mitglied eine 
geheime (verdeckte) Abstimmung verlangt. 
 

 
(4) Neben dem Antrag auf verdeckte Abstimmung 

ist innerhalb der Geschäftsordnung auch der Antrag auf 
getrennte Abstimmung zu einzelnen Teilen des Beschlus-
ses zulässig. 

 
(5) Beschlüsse sind mit der einfachen Mehrheit der 

Stimmen gefasst, wobei Stimmenthaltungen unberücksich-
tigt bleiben. 
 
 

§ 7 
Sitzungsvorlagen 

 
(1) Anträge sind in Form einer Vorlage zur Be-

schlussfassung oder zur Kenntnisnahme einzureichen. Der 
Vorlage ist i.d.R. ein Beschlussentwurf beizufügen, der die 
Begründung der Notwendigkeit, die rechtliche Würdigung 
(Bezug auf Rechtsgrundlagen), den Hinweis auf personelle 
und/oder finanzielle Auswirkungen und Verantwortlichkei-
ten seiner Durchführung enthält. 

 
(2) Zur Einreichung und Vertretung von Vorlagen 

und Anmeldung von Beratungsgegenständen sind nur die 
Mitglieder bzw. Teilnehmer nach § 4 Absatz 1, ggf. Absatz 
3 berechtigt. 

 
(3) Der Text einer Vorlage ist auf das notwendige 

Maß zu beschränken. Die Vorlagen werden zusammen mit 
der Einladung versendet. 

 
(4) In Ausnahmefällen kann das Kuratorium nach 

eigener Entscheidung ohne Vorlage beschließen. 
 
 

§ 8 
Sitzungsprotokolle 

 
(1) Über jede Sitzung ist ein Beschlussprotokoll zu 

fertigen, das von der Geschäftsführerin bzw. dem Ge-
schäftsführer unterzeichnet wird. Das Protokoll enthält die 

wesentlichen Ergebnisse/Beschlüsse, die Namen der Teil-
nehmer, sowie Βeginn und Ende der jeweiligen Sitzung. 

 
(2) Das Protokoll ist jedem Mitglied und jedem Teil-

nehmer der Sitzung zeitnah nach der Sitzung zuzuleiten. 
Zu Beginn der nächsten Beratung wird das Protokoll von 
den stimmberechtigten Mitgliedern beschlossen, jedes 
Mitglied hat das Recht, Anträge zum Protokoll einzubrin-
gen. In dringenden Fällen können die stimmberechtigten 
Mitglieder Anträge zum Protokoll auch vorher einbringen, 
über die bei Bedarf im schriftlichen Umlaufverfahren ent-
schieden werden kann, die Entscheidung hierüber trifft die 
bzw. der Vorsitzende. 
 
 

§ 9 
Akteneinsicht 

 
(1) Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben unterstützt 

die Hochschulleitung das Kuratorium nach Maßgabe der 
Erfordernisse und ihren Möglichkeiten. 

 
(2) Die stimmberechtigten Mitglieder des Kuratori-

ums haben das Recht, im Rahmen der Zuständigkeit des 
Kuratoriums und unter Beachtung datechschutzrechlicher 
Bestimmungen Einsicht in die bei der Hochschule geführ-
ten Akten zu nehmen. Einsichtnahme in Personalakten ist 
ausgeschlossen. 
 
 

§ 10 
Geschäftsführung 

 
(1) Die Geschäftsführung ist durch das Präsidium 

der Hochschule organisatorisch, materiell-sachlich und 
personell zu gewährleisten. Geschäftsstelle des Kuratori-
ums ist das Präsidialbüro der HSA; die Leiterin bzw. der 
Leiter fungieren als Geschäftsführerin bzw Geschäftsführer 
des Kuratoriums. 

 
(2) Die Geschäftsführerin bzw. der Geschäftsführer 

nimmt an den Sitzungen des Kuratorims teil und protokol-
liert diese. Sie bzw. er bereitet im Auftrag der bzw. des 
Vorsitzenden die Sitzungen vor, versendet Einladungen, 
Beratungsunterlagen und Protokolle. 
 
 

§ 11 
In-Kraft-Treten 

 
Die Geschäftsordnung tritt mit Beschlussfassung durch 

das Kuratorium am Tage nach der Veröffentlichung in 
Kraft. 

 
Über Änderungen der Geschäftsordnung entscheidet 

das Kuratorium. 
 
Veröffentlicht im Amtlichen Mitteilungsblatt der Hoch-

schule Anhalt (FH) Nr. 23/2007 vom 28.02.2007. 
 
Köthen, den 15.02.2007 
 
 
 
 
 
Prof. Dr. Adolf Spotka 
- Vorsitzender der Kuratoriums der HSA - 
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Hochschule Anhalt (FH) 
 
 

INSTITUTSORDNUNG 
(Verwaltungs- und Benutzungsordnung) 

 
 

des 
 
 

DESSAUER INSTITUT 
FÜR ARCHITEKTUR UND FACILITY 

MANAGEMENT (DAF) 
- ENTWERFEN, STÄDTEBAU UND 

FACILITY MANAGEMENT - 
 
 

des 
 
 
Fachbereichs Architektur, Facility Management 

und Geoinformation 
der Hochschule Anhalt (FH) 

 
 

vom 14.06.2006 
 
 
 

§ 1 
Rechtsstatus, Zweck und Aufgaben 

 
(1) Das Dessauer Institut für Architektur und Facility 

Management (DAF) - Entwerfen, Städtebau und Facility 
Management - ist eine wissenschaftliche Einrichtung des 
Fachbereichs Architektur, Facility Management und Geoin-
formation. 
 

(2) Es dient den Mitgliedern zur Durchführung von 
Lehre und Forschung in dem Fachgebiet Architektur mit den 
Vertiefungen Entwurf, Hochbau, Denkmalpflege und Städte-
bau und Facility Management. Dies beinhaltet die Grundla-
gen, Vertiefungs- und Anwendungsgebiete insbesondere des 
Berufsbildes Architekt und Facility Manager. Es beinhaltet 
die Vermittlung der künstlerischen, technischen, wirtschaftli-
chen Befähigung, um die berufsqualifizierenden Abschlüsse 
der jeweiligen Kammern zu erlangen.  
 

(3) Ziel und Aufgabe des Institutes im Bereich der Leh-
re  ist insbesondere die Bereitstellung, Aufrechterhaltung und 
Weiterentwicklung des Lehr-, Studien- und Prüfungsangebo-
tes in den Studiengängen Architektur und Facility Manage-
ment. 
 

(4) Ziel und Aufgabe des DAF auf dem Gebiet der an-
gewandten Forschung ist, die Forschungsaktivitäten seiner 
Mitglieder in den Fachgebieten Entwurf, Gebäudelehre und 
Innenausbau sowie Planung, Städtebau, Denkmalpflege und 
Facility Management aktiv zu bündeln und zu fördern und 
somit potentiellen Forschungspartnern in Wissenschaft und 
Praxis komplexe Forschungs- und Entwicklungskapazität auf 
hohem Niveau anbieten zu können. 

§ 2 
Mitglieder und Angehörige  

 
(1) Mitglieder des Institutes sind die Professoren und 

Professorinnen, die ständig und überwiegend Aufgaben im 
Sinne des § 1 dieser Ordnung wahrnehmen sowie die ihnen 
und dem Institut zugewiesenen wissenschaftlichen und 
fachpraktischen Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterinnen und wis-
senschaftlich/technischen Hilfskräfte. 
 

(2) Angehörige des Instituts sind die im Ruhestand be-
findlichen Professoren und Professorinnen, die ehemals 
Aufgaben nach § 1 wahrgenommen haben, Honorarprofes-
soren und –professorinnen, Lehrbeauftragte sowie die ne-
benberuflich, vorübergehend oder gastweise am Institut 
Tätigen und ihre wissenschaftlichen Hilfskräfte, soweit sie 
nicht bereits Mitglieder nach Absatz 1 sind. Dem Institut 
zugehörig ist die Dessau International Architecture School 
(DIA), ihr obliegt die Durchführung internationaler Studien-
programme und die weitere Profilierung des internationalen 
Lehr- und Studienangebotes. 

 
(3) Die Entscheidung über die Zugehörigkeit nach Ab-

satz 1 und 2 trifft der Fachbereichsrat im Rahmen seiner 
Zuständigkeit. 
 
 

§ 3 
Leitung  

 
(1) Das DAF wird durch einen kollegialen Vorstand ge-

leitet. Der Vorstand besteht aus den Mitgliedern, die haupt-
beruflich als Professoren und Professorinnen am Institut tätig 
sind. Ein Vertreter oder eine Vertreterin der Gruppe nach § 
60 Nr. 2 HSG LSA gehört durch Wahl in der Statusgruppe 
dem Leitungsgremium mit beratender Stimme an.  

 
(2) Der Vorstand wählt aus seiner Mitte einen Direktor 

oder eine Direktorin für die Dauer von 4 Jahren. Die Wahl 
des Direktors oder der Direktorin erfolgt in dem Jahr der 
jeweiligen Fachbereichsratswahl mit maximal einem Monat 
Versatz zur konstituierenden Sitzung des Fachbereichsrates. 
Der Direktor oder die Direktorin muss Professor oder Profes-
sorin des Institutes sein. Eine Wiederwahl ist möglich. Für 
die Durchführung der Wahl ist der Dekan bzw. die Dekanin 
zuständig. Der vom Vorstand gewählte Direktor bzw. die 
gewählte Direktorin wird vom Fachbereichsrat bestätigt und 
vom Präsidenten bzw. der Präsidentin der Hochschule An-
halt (FH) bestellt. Für die Durchführung der Vorstandswahl 
ist der Dekan bzw. die Dekanin zuständig. 

 
(3) Der Vorstand legt das Forschungs- und Entwick-

lungsprogramm fest und entscheidet darüber ebenso wie 
über die Verwendung der dem Institut vom Fachbereich 
zugewiesenen Personal- und Sachmittel. 
 

(4) Mitglieder des Vorstandes können gegen Be-
schlüsse und Entscheidungen des Vorstandes den Fachbe-
reichsrat anrufen, wenn ein vorausgegangener Schlichtungs-
versuch des Dekans oder der Dekanin ergebnislos verlaufen 
ist. 
 

(5) Das nähere Verfahren bei der Beschlussfassung 
wird durch die Geschäftsordnung geregelt.  
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§ 4 
Aufgaben des Direktors bzw. der Direktorin  

 
(1) Unbeschadet der Zuständigkeit der zentralen 

Hochschulverwaltung in Haushalts-, Wirtschafts- und Perso-
nalangelegenheiten sowie der Zuständigkeit des Fachbe-
reichsrates trägt der Direktor bzw. die Direktorin des Institu-
tes die Verantwortung für die Geschäfte der laufenden Ver-
waltung.  

 
(2) Der Direktor bzw. die Direktorin sorgt für die Ab-

stimmung der Forschungsziele, für die Durchführung der 
Aufgaben des Institutes in Forschung und Lehre und die 
Durchführung der Beschlüsse der kollegialen Leitung.  

 
(3) Zu seinen bzw. ihren Aufgaben zählen insbesonde-

re:  
(a) Regelung der inneren Organisation, Leitung der Verwal-

tung des Institutes und Sorge für den wirtschaftlichen 
Einsatz des Personals und der dem Institut zugewiese-
nen Sachmittel und Einrichtungen;  

(b) Mitwirkung bei der Einstellung und Entlassung der 
wissenschaftlichen und fachpraktischen Mitarbeiter, der 
wissenschaftlich/technischen Hilfskräfte, der Doktoran-
den und hauptberuflich tätigen Personen nach § 2 Ab-
satz 1;  

(c) Vorschläge zur Aktualisierung des Forschungs- und 
Entwicklungsprogrammes;  

(d) Einberufung und Leitung von Sitzungen des Vorstandes 
(mind. einmal im Semester) und bei Bedarf Einberufung 
der Versammlung aller Mitglieder und Angehörigen, in 
der diese Gelegenheit zur Information und Aussprache 
haben. 

(e) Regelmäßige (jährliche) schriftliche und mündliche 
Information des Fachbereichsrates über die Arbeit des 
Institutes.  

 
(4) Die kollegiale Leitung des Institutes kann die Ein-

zelheiten durch Beschluss festlegen. 
 
 

§ 5 
Nutzung des Institutes  

 
(1) Die Leistungen (Einrichtungen, Geräte) des Institu-

tes stehen grundsätzlich allen Mitgliedern und Angehörigen 
im Rahmen von Lehr- und Forschungsaufgaben zur Verfü-
gung. Im Zweifelsfall entscheidet der Direktor bzw. die Direk-
torin. 

 
(2) Andere Hochschulmitglieder und – angehörige 

können im Einvernehmen mit dem Direktor bzw. der Direkto-
rin die Leistungen des Institutes nutzen. Die Koordinierung 
und Entscheidung erfolgt durch den Direktor oder die Direk-
torin in Abstimmung mit den jeweils fachlich zuständigen 
Professoren und Professorinnen. 

 
(3) Nichtangehörige der Hochschule Anhalt (FH) benö-

tigen im Einzelfall die Genehmigung des Direktors bzw. der 
Direktorin für eine Nutzung der Einrichtungen des Institutes.  
 

(4) Das Institut sichert ab, dass Nichtmitglieder des In-
stitutes vor Benutzung der Geräte in deren Handhabung 
eingewiesen werden. 
 

§ 6 
Geräte 

 
Die Geräte des Institutes sind auf der Grundlage der In-

ventarisierungsrichtlinie gesondert zu inventarisieren. 

§ 7 
Haushalt 

 
(1) Die dem Institut aus Haushaltsmitteln des Fachbe-

reichs zur Bewirtschaftungsbefugnis zugeteilten finanziellen 
Mittel werden über eine eigene Kostenstelle abgerechnet. 
 

(2) Die für die Funktionsfähigkeit des Instituts erforder-
lichen Personalstellen, Räume und Sachmittel werden von 
dem Dekan oder der Dekanin unter Berücksichtigung der 
Ziele des Hochschulentwicklungsplans zugewiesen. Die 
Zuweisung orientiert sich an der bei der Erfüllung der Aufga-
ben in Lehre und Forschung zu erbringenden Leistungen. 
Die Grundsätze der Verteilung orientieren sich an den Haus-
haltsverteilungskriterien des Senates und werden vom De-
kan oder der Dekanin im Benehmen mit dem Fachbereichs-
rat in Abstimmung mit dem Direktor oder der Direktorin jähr-
lich festgelegt. Die Verteilung der Stellen und Mittel wird dem 
Präsidenten oder der Präsidentin mitgeteilt. 

 
(3) Der Direktor oder die Direktorin trägt nach § 4 Ab-

satz 2 und 3 die Verantwortung für die Geschäfte der laufen-
den Verwaltung des Instituts. 
 

(4) Eingeworbene Mittel aus: 
• Zuwendungen der EU, des Bundes und des Landes, 
• Vergütungen für Dienstleistungen und Produkte des Insti-

tuts, 
• Forschungsaufträge und 
• Spenden, 
verbleiben in der Bewirtschaftungsbefugnis des Instituts. 
 

 
§ 8 

Schlussbestimmungen  
 
(1) Die Gründung, Teilung, grundsätzliche Änderun-

gen und Auflösung des Dessauer Instituts für Architektur und 
Facility Management (DAF) - Entwerfen, Städtebau und 
Facility Management - bedürfen der Anhörung des Fachbe-
reichsrates und der Zustimmung des Senates.  

 
(2) Das Institut beschließt eine Geschäftsordnung, die 

im Besonderen die Aufgabenverteilung und entsprechende 
Verantwortlichkeiten regelt.  

 
 

§ 9 
In-Kraft-Treten  

Die Verwaltungs- und Benutzungsordnung tritt am Tage 
ihrer Veröffentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der 
Hochschule Anhalt (FH) in Kraft. Sie ist dem Kultusministeri-
um des Landes Sachsen-Anhalt gem. § 79 Abs. 2 HSG LSA 
anzuzeigen.  
 
Dessau, Köthen, den 14.06.2006  
 
 
______________________________________________  
Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Orzessek, Präsident der HSA 
 
 
______________________________________________  
Prof. Johannes Kister, Dekan FB AFG 
 
 
______________________________________________  
Prof. Dr. Leo Schwaiger Direktor des Instituts  
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Hochschule Anhalt (FH) 
 
 

INSTITUTSORDNUNG 
(Verwaltungs- und Benutzungsordnung) 

 
 

des 
 
 

DESSAUER INSTITUT 
FÜR BAUKONSTRUKTION (DIB) 
- ENTWERFEN, GESTALTEN UND 

KONSTRUIEREN - 
 
 

des 
 
 
Fachbereichs Architektur, Facility Management 

und Geoinformation 
der Hochschule Anhalt (FH) 

 
 

vom 14.06.2006 
 
 
 

§ 1  
Rechtsstatus, Zweck und Aufgaben 

 
(1) Das Dessauer Institut für Baukonstruktion (DIB) - 

Entwerfen, Gestalten und Konstruieren - ist eine wissen-
schaftliche Einrichtung des Fachbereichs Architektur, Facility 
Management und Geoinformation. 
 

(2) Es dient den Mitgliedern zur Durchführung von 
Lehre und Forschung in den Fachgebieten Architektur mit 
den Vertiefungen Entwurf, Hochbau, Denkmalpflege und 
Städtebau und Facility Management. Dies beinhaltet die 
Grundlagen, Vertiefungs- und Anwendungsgebiete insbe-
sondere des Berufsbildes Architekt und Facility Manager. Es 
beinhaltet die Vermittlung der künstlerischen, technischen, 
wirtschaftlichen Befähigung, um die berufsqualifizierenden 
Abschlüsse der jeweiligen Kammern zu erlangen.  
 

(3) Ziel und Aufgabe des Institutes im Bereich der Leh-
re  ist insbesondere die Bereitstellung, Aufrechterhaltung und 
Weiterentwicklung des Lehr-, Studien- und Prüfungsangebo-
tes in den Studiengängen Architektur und Facility Manage-
ment. 
 

(4) Ziel und Aufgabe des DIB auf dem Gebiet der an-
gewandten Forschung ist, die Forschungsaktivitäten seiner 
Mitglieder in den Fachgebieten Entwurf, konstruktive Techni-
ken (Baukonstruktion, Tragwerksplanung und Ingenieur-
hochbau) sowie die gestalterischen Disziplinen im klassi-
schen wie auch im modernen Sinn (Visualisierung) und 
Baugeschichte aktiv zu bündeln und zu fördern und somit 
potentiellen Forschungspartnern in Wissenschaft und Praxis 
komplexe Forschungs- und Entwicklungskapazität auf ho-
hem Niveau anbieten zu können. 

§ 2 
Mitglieder und Angehörige  

 
(1) Mitglieder des Institutes sind die Professoren und 

Professorinnen, die ständig und überwiegend Aufgaben im 
Sinne des § 1 dieser Ordnung wahrnehmen sowie die ihnen 
und dem Institut zugewiesenen wissenschaftlichen und 
fachpraktischen Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterinnen und wis-
senschaftlich/technischen Hilfskräfte. 
 

(2) Angehörige des Instituts sind die im Ruhestand be-
findlichen Professoren und Professorinnen, die ehemals 
Aufgaben nach § 1 wahrgenommen haben, Honorarprofes-
soren und –professorinnen, Lehrbeauftragte sowie die ne-
benberuflich, vorübergehend oder gastweise am Institut 
Tätigen und ihre wissenschaftlichen Hilfskräfte, soweit sie 
nicht bereits Mitglieder nach Absatz 1 sind.  

 
(3) Die Entscheidung über die Zugehörigkeit nach Ab-

satz 1 und 2 trifft der Fachbereichsrat im Rahmen seiner 
Zuständigkeit.  
 
 

§ 3 
Leitung  

 
(1) Das DIB wird durch einen kollegialen Vorstand ge-

leitet. Der Vorstand besteht aus den Mitgliedern, die haupt-
beruflich als Professoren und Professorinnen am Institut tätig 
sind. Ein Vertreter oder eine Vertreterin der Gruppe nach § 
60 Nr. 2 HSG LSA gehört durch Wahl in der Statusgruppe 
dem Leitungsgremium mit beratender Stimme an.  

 
(2) Der Vorstand wählt aus seiner Mitte einen Direktor 

oder eine Direktorin für die Dauer von 4 Jahren. Die Wahl 
des Direktors oder der Direktorin erfolgt in dem Jahr der 
jeweiligen Fachbereichsratswahl und mit maximal einem 
Monat Versatz zur konstituierenden Sitzung des Fachbe-
reichsrates. Der Direktor oder die Direktorin muss Professor 
oder Professorin des Institutes sein. Eine Wiederwahl ist 
möglich. Für die Durchführung der Wahl ist der Dekan bzw. 
die Dekanin zuständig. Der vom Vorstand gewählte Direktor 
bzw. die gewählte Direktorin wird vom Fachbereichsrat bes-
tätigt und vom Präsidenten bzw. der Präsidentin der Hoch-
schule Anhalt (FH) bestellt. Für die Durchführung der Vor-
standswahl ist der Dekan bzw. die Dekanin zuständig. 

 
(3) Der Vorstand legt das Forschungs- und Entwick-

lungsprogramm fest und entscheidet darüber ebenso wie 
über die Verwendung der dem Institut vom Fachbereich 
zugewiesenen Personal- und Sachmittel. 
 

(4) Mitglieder des Vorstandes können gegen Be-
schlüsse und Entscheidungen des Vorstandes den Fachbe-
reichsrat anrufen, wenn ein vorausgegangener Schlichtungs-
versuch des Dekans oder der Dekanin ergebnislos verlaufen 
ist. 
 

(5) Das nähere Verfahren bei der Beschlussfassung 
wird durch die Geschäftsordnung geregelt.  
 
 

§ 4 
Aufgaben des Direktors bzw. der Direktorin  

 
(1) Unbeschadet der Zuständigkeit der zentralen 

Hochschulverwaltung in Haushalts-, Wirtschafts- und Perso-
nalangelegenheiten sowie der Zuständigkeit des Fachbe-
reichsrates trägt der Direktor bzw. die Direktorin des Institu-
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tes die Verantwortung für die Geschäfte der laufenden Ver-
waltung.  

 
(2) Der Direktor bzw. die Direktorin sorgt für die Ab-

stimmung der Forschungsziele, für die Durchführung der 
Aufgaben des Institutes in Forschung und Lehre und die 
Durchführung der Beschlüsse der kollegialen Leitung.  

 
(3) Zu seinen bzw. ihren Aufgaben zählen insbesonde-

re:  
(a) Regelung der inneren Organisation, Leitung der Verwal-

tung des Institutes und Sorge für den wirtschaftlichen 
Einsatz des Personals und der dem Institut zugewiese-
nen Sachmittel und Einrichtungen;  

(b) Mitwirkung bei der Einstellung und Entlassung der 
wissenschaftlichen und fachpraktischen Mitarbeiter, der 
wissenschaftlich/technischen Hilfskräfte, der Doktoran-
den und hauptberuflich tätigen Personen nach § 2 Ab-
satz 1;  

(c) Vorschläge zur Aktualisierung des Forschungs- und 
Entwicklungsprogrammes;  

(d) Einberufung und Leitung von Sitzungen des Vorstandes 
(mind. einmal im Semester) und bei Bedarf Einberufung 
der Versammlung aller Mitglieder und Angehörigen, in 
der diese Gelegenheit zur Information und Aussprache 
haben. 

(e)  Regelmäßige (jährliche) schriftliche und mündliche 
Information des Fachbereichsrates über die Arbeit des 
Institutes.  

 
(4) Die kollegiale Leitung des Institutes kann die Ein-

zelheiten durch Beschluss festlegen. 
 
 

§ 5  
Nutzung des Institutes  

 
(1) Die Leistungen (Einrichtungen, Geräte) des Institu-

tes stehen grundsätzlich allen Mitgliedern und Angehörigen 
im Rahmen von Lehr- und Forschungsaufgaben zur Verfü-
gung. Im Zweifelsfall entscheidet der Direktor bzw. die Direk-
torin. 

 
(2) Andere Hochschulmitglieder und – angehörige 

können im Einvernehmen mit dem Direktor bzw. der Direkto-
rin die Leistungen des Institutes nutzen. Die Koordinierung 
und Entscheidung erfolgt durch den Direktor oder die Direk-
torin in Abstimmung mit den jeweils fachlich zuständigen 
Professoren und Professorinnen. 

 
(3) Nichtangehörige der Hochschule Anhalt (FH) benö-

tigen im Einzelfall die Genehmigung des Direktors bzw. der 
Direktorin für eine Nutzung der Einrichtungen des Institutes.  
 

(4) Das Institut sichert ab, dass Nichtmitglieder des In-
stitutes vor Benutzung der Geräte in deren Handhabung 
eingewiesen werden. 
 
 

§ 6  
Geräte 

 
Die Geräte des Institutes sind auf der Grundlage der In-

ventarisierungsrichtlinie gesondert zu inventarisieren. 

§ 7 
Haushalt 

 
(1) Die dem Institut aus Haushaltsmitteln des Fachbe-

reichs zur Bewirtschaftungsbefugnis zugeteilten finanziellen 
Mittel werden über eine eigene Kostenstelle abgerechnet. 
 

(2) Die für die Funktionsfähigkeit des Instituts erforder-
lichen Personalstellen, Räume und Sachmittel werden von 
dem Dekan oder der Dekanin unter Berücksichtigung der 
Ziele des Hochschulentwicklungsplans zugewiesen. Die 
Zuweisung orientiert sich an den bei der Erfüllung der Aufga-
ben in Lehre und Forschung zu erbringenden Leistungen.  
Die Grundsätze der Verteilung orientieren sich an den Haus-
haltsverteilungskriterien des Senates und werden vom De-
kan oder der Dekanin im Benehmen mit dem Fachbereichs-
rat in Abstimmung mit dem Direktor oder der Direktorin jähr-
lich festgelegt. Die Verteilung der Stellen und Mittel wird dem 
Präsidenten oder der Präsidentin mitgeteilt. 

 
(3) Der Direktor oder die Direktorin trägt nach § 4 Ab-

satz 2 und 3 die Verantwortung für die Geschäfte der laufen-
den Verwaltung des Instituts. 
 

(4) Eingeworbene Mittel aus: 
• Zuwendungen der EU, des Bundes und des Landes, 
• Vergütungen für Dienstleistungen und Produkte des Insti-

tuts, 
• Forschungsaufträge und 
• Spenden, 
verbleiben in der Bewirtschaftungsbefugnis des Instituts. 
 

 
§ 8 

Schlussbestimmungen  
 
(1) Die Gründung, Teilung, grundsätzliche Änderun-

gen und Auflösung des Dessauer Institutes für Baukonstruk-
tion (DIB) - Entwerfen, Gestalten und Konstruieren - bedür-
fen der Anhörung des Fachbereichsrates und der Zustim-
mung des Senates.  

 
(2) Das Institut beschließt eine Geschäftsordnung, die 

im Besonderen die Aufgabenverteilung und entsprechende 
Verantwortlichkeiten regelt.  

 
 

§ 9 
In-Kraft-Treten  

Die Verwaltungs- und Benutzungsordnung tritt am Tage 
ihrer Veröffentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der 
Hochschule Anhalt (FH) in Kraft. Sie ist dem Kultusministeri-
um des Landes Sachsen-Anhalt gem. § 79 Abs. 2 HSG LSA 
anzuzeigen.  
 
Dessau, Köthen, den 14.06.2006  
 
 
______________________________________________  
Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Orzessek, Präsident der HSA  
 
 
______________________________________________  
Prof. Johannes Kister, Dekan FB AFG 
 
 
______________________________________________  
Prof. Axel Teichert, Direktor des Instituts  
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Hochschule Anhalt (FH) 
 
 

SATZUNG 
ZUR DURCHFÜHRUNG VON 

TUTORIEN 
 
 
 

Das Präsidium der Hochschule Anhalt (FH) erlässt auf 
der Grundlage des Senatsbeschlusses vom 14.02.2007∗ 
durch Beschluss vom 21.02.2007 die folgende Satzung: 
 
 

§ 1 
Aufgabe 

 
(1) Tutorinnen und Tutoren haben die Aufgabe, 

Studierende und studentische Arbeitsgruppen im Rahmen 
der Prüfungs- und Studienordnung in ihrem Studium an 
der Hochschule Anhalt (FH) zu unterstützen, insbesondere 
durch: 
1. Einführung in das Studium und die Technik selbstän-

diger wissenschaftlicher Arbeit, 
2. Vor- und Nachbereitung von Lehrveranstaltungen, 
3. Prüfungsvorbereitung, 
4. Unterstützung bei der Bearbeitung von Projekten, 
5. Anleitung zum selbständigen Umgang mit fachspezi-

fischer Hard- und Software. 
 

(2) In Abstimmung mit den zuständigen Dekanen 
können des Weiteren Tutorien für soziale, kulturelle und 
sportliche Betreuungsaufgaben eingerichtet werden. Die 
nachfolgenden Paragrafen gelten analog. 
 

§ 2 
Ausgestaltung der Tutorien 

 
(1) Über die Einrichtung der Tutorien entscheidet 

der Dekan nach Beratung im Fachbereichsrat, vorschlags-
berechtigt sind Hochschullehrer und Studierende. 

 
(2) Jeder Tutor ist grundsätzlich einem Hochschul-

lehrer zuzuordnen. Für die fachliche und didaktische 
Betreuung der Tutoren ist der Hochschullehrer verantwort-
lich. 

 
(3) Tutorien sollen in der Regel nicht weniger als 5 

Teilnehmer haben. Die Teilnehmerzahl ist nachzuweisen. 
 
(4) Tutorien sind vor der Durchführung anzuzeigen 

(Aushang, Internet,...). 
 

§ 3 
Auswahlverfahren 

 
(1) Als Tutorinnen und Tutoren können Studierende 

mit besonderer fachlicher Qualifikation sowie sozialer 
Kompetenz neben ihrem Studium an der Hochschule 
Anhalt (FH) beschäftigt werden. Die ordnungsgemäße 
Durchführung des Studiums soll nicht beeinträchtigt wer-
den. Die Feststellung der Eignung obliegt dem Hochschul-
lehrer. 

 
(2) Tutorinnen und Tutoren sollen zu Beginn Ihrer 

Beschäftigung eine hochschuldidaktische Anleitung durch 
den Hochschullehrer erhalten. 

 

                                                 
∗ TOP 6 Konzept zur Verwendung von Einnahmen aus Langzeitstudiengebüh-
ren 

(3) Wo notwendig, müssen die Tutorinnen und Tuto-
ren in die Vorschriften des GAB zur Einhaltung von Ord-
nung und Sicherheit im Arbeitsbereich eingewiesen wer-
den. Die Belehrung ist auf dem Honorarvertrag unter-
schriftlich zu bestätigen. 
 

§ 4 
Dienstpflichten 

 
Tutorinnen und Tutoren sind verpflichtet: 

1. die übertragenen Aufgaben gewissenhaft zu erfüllen, 
2. die an der Hochschule Anhalt (FH) geltenden Vor-

schriften und Dienstanweisungen zu beachten und 
einzuhalten, 

3. über die aus Anlass der Tutorentätigkeit zur Kenntnis 
gelangenden dienstlichen Angelegenheiten Ver-
schwiegenheit zu bewahren, 

4. den Betreuer unverzüglich zu benachrichtigen, wenn 
die Arbeit versäumt werden muss. 

 
§ 5 

Vertrag 
 

Vor Beginn der Tutorentätigkeit ist ein Honorarvertrag 
gemäß beigefügtem Muster abzuschließen 
 

§ 6 
Finanzierung/Nachweisführung 

 
(1) Die Finanzierung erfolgt aus den Einnahmen aus 

Langzeitstudiengebühren des Vorjahres mit Senatsbe-
schluss. 

 
(2) Mit den Tutoren werden entsprechende Hono-

rarverträge abgeschlossen. Die Honorarsätze (Stunden-
sätze) werden jährlich in Anlehnung an die Vergütung für 
Studentische Hilfskräfte festgelegt. 

 
(3) Die Verwendung der zugewiesenen Mittel ist von 

den Fachbereichen jährlich nachzuweisen und bei der 
Mitarbeiterin der Koordinierungsstelle für Evaluation und 
Akkreditierung einzureichen. 

 
(4) Der Mitarbeiterin der Koordinierungsstelle für 

Evaluation und Akkreditierung obliegt zugleich die Verwal-
tung und Gesamtnachweisführung des Fonds der HSA. 
 

§ 7 
Berichterstattung 

 
Die Fachbereiche legen einmal jährlich im Senat einen 

Erfahrungsbericht vor, der als Grundlage für die Prüfung 
und Weiterführung des Programms dient. 
 

§ 8 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung 

im „Amtlichen Mitteilungsblatt der Hochschule Anhalt (FH)“ 
in Kraft. 
 

Veröffentlicht in „Amtliches Mitteilungsblatt der Hoch-
schule Anhalt (FH)“ Nr. 23/2007 vom 28.02.2007. 
 
Köthen, den 21.02.2007 
 
 
 
 
Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Orzessek 
Präsident der Hochschule Anhalt (FH) 
 
Anlagen: Datenblatt, Honorarvertrag, Honorarabrechnung, 

Teilnehmernachweis je Einzelveranstaltung 
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Tutorium - Honorarvertrag* 

 
 
 
Vertrags-Nummer: …………….  /  20………. 
 
 
 
Zwischen der Hochschule Anhalt (FH), bevollmächtigt vertreten durch 
 
den Fachbereich / Auftraggeber/-in ………………………………………………………………………… 
 
und 
 
Frau / Herrn 
 
Name:  ............................................................ Vorname:  ….................................................................. 
 
Geburtsdatum:  ............................................... Geburtsort:  .................................................................... 
 
Postleitzahl und Wohnort:  .......................................................................................................................... 
 
Straße und Hausnummer:  ......................................................................................................................... 
 
Bankverbindung 
Kontonummer:  ................................................. Bankleitzahl:  .................................................................. 
 
bei Kreditinstitut:  ........................................................................................................................................ 
 
Zuständiges Finanzamt: ………………………………………………………………………………….. 
 
Anschrift Finanzamt:  ………………………………………………………………………………….. 
 
Steuernummer:   ………………………………………………………………………………….. 
wird folgender Honorarvertrag für die Tätigkeit als Tutorin bzw. Tutor geschlossen: 
 
 
 

§ 1 
Leistungsgegenstand 

 
(1) Die Tutorentätigkeit beginnt am  ……….……  und endet am  ………..……  , sie bezieht sich auf  

            TT.MM.JJJJ   TT.MM.JJJJ 

 
den Studiengang / das Tätigkeitsgebiet  ………………………………………………………………………… 
 
und umfasst insgesamt  …………….  Stunden aktiver Betreuungstätigkeit und  …………….  Stunden 
für die Vor- und Nachbereitung dieser Tätigkeiten. 
                                                 
* Je eine Ausfertigung für den Tutor, zum Verbleib im Dekanat des Fachbereichs und Dezernat Haushalt. 

Bernburg 
Dessau 
Köthen 

Hochschule Anhalt (FH) 
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(2) Es besteht Einvernehmen darüber, dass durch diesen Honorarvertrag kein Anstellungsverhält-

nis begründet wird. 
 
(3) Umfang, Zeitpunkt und Ort der Tätigkeiten sind zwischen den Vertragsparteien bei bzw. vor 

Vertragsabschluss einvernehmlich vereinbart worden. Eine diesbezügliche Weisungsgebundenheit und 
Abrechnungspflicht der Tutoren besteht gegenüber dem jeweils zugeordneten Hochschullehrer. 

 
(4) Die erteilten Aufträge führt der Tutor in eigener Verantwortung aus, ggf. für Dritte ausgeführte 

Tätigkeiten sind hiervon unberührt. 
 

§ 2 
Änderungen / Aufhebung 

 
(1) Es besteht Einvernehmen darüber, dass organisatorisch-technische Änderungen sowie damit 

verbundene zeitliche Dispositionen, die sich aus dem Leistungsgegenstand oder der aktuellen Situation 
ergeben, jederzeit möglich sind, ohne dass dies die Wirksamkeit des Vertrages insgesamt berührt. 
Diese Änderungen sollen einvernehmlich zwischen Tutor und Hochschullehrer vereinbart werden, der 
vorgesehene zeitliche Rahmen darf dabei nicht überschritten werden. 

 
(2) Sofern Leistungsgegenstand, Leistungszeitraum und Leistungsumfang geändert werden sollen, 

bedarf dies der Zustimmung aller Vertragspartner. 
 
(3) Eine vorzeitige Beendigung des Vertragsverhältnisses ist im gegenseitigen Einvernehmen 

möglich. Eine vorzeitige Kündigung des Vertragsverhältnisses kann ausgesprochen werden, wenn ei-
ner der Vertragspartner seine Verpflichtungen nicht erfüllt. 

 
(4) Alle Änderungen bedürfen grundsätzlich der Schriftform. 

 
 

§ 3 
Honorar 

 
(1) Die aktive Betreuungstätigkeit wird mit einem Stundensatz von 5,00 € netto je tatsächlich ge-

leisteter Tutorenstunde honoriert. 
 
(2) Neben dem aktiven Stundenvolumen des Tutoriums kann eine zusätzliche Aufwandsentschä-

digung für die Vor- und Nachbereitung der Tutorentätigkeit vereinbart werden (vergl. § 1 Absatz 1). 
Dieser Aufwand muss dem Tätigkeitsprofil angemessen sein, Fahrt- und Reisekosten fallen nicht hier-
unter. Das Honorar wird analog der Regelung in Absatz 1 vereinbart. 

 
(3) Die vereinbarten Honorare werden durch die Hochschule Anhalt (FH) nach Vorlage der monat-

lichen Honorarabrechnung mit Bestätigung der erbrachten Leistungen auf das angegebene Konto ü-
berwiesen. Mit dieser Summe sind alle Ansprüche zwischen den Vertragspartnern abgegolten, weiter-
gehende Leistungen erfolgen nicht. 
 
 

§ 4 
Steuer- und Versicherungspflicht 

 
(1) Es besteht Einigkeit darüber, dass die Tutorin/der Tutor eine selbständige Tätigkeit ausübt und 

somit selbst für die sozialversicherungsrechtliche Behandlung der erhaltenen Honorare verantwortlich 
ist und auch im Falle der Steuerpflicht für die Versteuerung selbst zu sorgen hat. 

 
(2) Die Hochschule Anhalt (FH) informiert das zuständige Finanzamt nach Maßgabe der Verord-

nung über Mitteilungen an Finanzbehörden durch andere Behörden und öffentlich-rechtliche Rundfunk-
anstalten (Mitteilungsverordnung – MV vom 07.09.1993, BGBl.I 1993 S. 1554).  
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§ 5 

Besondere Vertragsbedingungen 
 

Gemäß § 3 Absatz 3 der Satzung zur Durchführung von Tutorien wird die folgende Belehrung zu 
Vorschriften des Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutzes bzw. zur Einhaltung von Ordnung und Si-
cherheit zugleich mit der Vertragsunterschrift bestätigt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   
Ort, Datum  Tutorin / Tutor 

 
 
 
 
 
   
Ort, Datum  Hochschullehrerin / Hochschullehrer 

 
 
 
 
 
   
Ort, Datum  Dekanin / Dekan des Fachbereichs 
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Tutorium - Honorarabrechnung* 
 
 
 
Vertrags-Nummer: …………….  /  20………. Abrechnungsmonat: ………….  /  20………. 
 
 
Fachbereich / Auftraggeber/-in ……………..…………………………………………………………………… 
 
 
Tutorin / Tutor 
 
Name:  ............................................................ Vorname:  ….................................................................. 
 

Datum Leistung aktive 
Stunden 

Vor-/Nachbe- 
reitung 
Stunden 

Stunden
gesamt 

     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     
     

Summe Stunden  
Nettobetrag in € (Stundensatz 5,00 €)  

 
 
   
Tutorin / Tutor, Datum  Hochschullehrerin / Hochschullehrer, Datum 
 

                                                 
* Original verbleibt im Dekanat, je eine Kopie an Dezernat Haushalt und an die Koordinierungsstelle für Evaluation 
und Akkreditierung. 

Bernburg 
Dessau 
Köthen 

Hochschule Anhalt (FH) 
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Tutorium – Teilnehmernachweis* - je Einzelveranstaltung 
 
 
 
Vertrags-Nummer:    …………….  /  20………. 
 
Datum der Veranstaltung:   ……………………………. 
 
Thema/Leistung des Tutoriums:  …...……………………………………………………………………………. 
 
Fachbereich / Auftraggeber/-in   ..…………..…………………………………………………………………… 
 
 
Tutorin / Tutor   Name:  ............................................... Vorname:  …...................................................... 
 
 
Teilnehmerliste - In der Regel sollten mindestens 5 Studierende am Tutorium teilnehmen ! 
Name Vorname Fachbereich Unterschrift 
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
    
 
 
 
 
   
Tutorin / Tutor, Datum  Hochschullehrerin / Hochschullehrer, Datum 
 

                                                 
* Original verbleibt im Dekanat, eine Kopie an die Koordinierungsstelle für Evaluation und Akkreditierung. 
 

Bernburg 
Dessau 
Köthen 

Hochschule Anhalt (FH) 
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Hochschule Anhalt (FH) 
 
 
 

PRÜFUNGSORDNUNG 
 
 
 

zur Erlangung des akademischen Grades 
 
 
 

BACHELOR OF ENGINEERING 
(B.Eng.) 

 
 
 

für den Studiengang 
 
 
 

PHARMATECHNIK 
 
 
 

vom 11.10.2006 
 
 
 
Aufgrund der §§ 77 Abs. 2 Nr. 1; 67 Abs. 3 Nr. 8 und 13 
Abs. 1 des Hochschulgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt vom 05. Mai 2004 (GVBl.LSA Nr. 25/2004, S. 256) 
wird die nachfolgende Prüfungsordnung genehmigt. 
 
 
 
Gliederung 
 
I. Allgemeiner Teil 
 
§   1 Zweck der Prüfungen und Ziel des Studiums 
§   2 Bachelorgrad 
§   3 Regelstudienzeit und Gliederung des Studiums 
§   4 Prüfungsausschuss 
§   5 Prüfungsamt 
§   6 Prüferinnen bzw. Prüfer und Beisitzerinnen bzw. 

Beisitzer 
 
 
II. Anrechnung von Studienzeiten, Prüfungsleis-
tungen, Bewertung von Prüfungsleistungen, Verfah-
rensvorschriften 
 
§   7 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und 

Prüfungsleistungen 
§   8 Anmeldung und Zulassung zu Prüfungen 
§   9 Arten der Prüfungsleistungen 
§ 10 Ablauf, Abbruch und Öffentlichkeit von Prüfun-

gen sowie Rücknahme von Prüfungsentschei-
dungen 

§ 11 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungs-
verstoß 

§ 12 Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der 
Fachnote 

§ 13 Wiederholung von Prüfungen 
§ 14 Urkunde, Zeugnis, Diploma Supplement und 

Bescheinigungen 
§ 15 Zusatzmodulprüfungen 
§ 16 Einstufungsprüfung 

§ 17 Ungültigkeit der Prüfung 
§ 18 Einsicht in die Prüfungsakten und Prüfungsunter-

lagen 
§ 19 Belastende Entscheidungen, Widerspruchsver-

fahren 
 
 
III. Bachelorprüfung 
 
§ 20 Bestandteile der Bachelorprüfung 
§ 21 Gesamtnote der Bachelorprüfung 
 
 
IV. Bachelorarbeit und Kolloquium 
 
§ 22 Zweck von Bachelorarbeit und Kolloquium 
§ 23 Thema und Bearbeitungsdauer 
§ 24 Meldung und Zulassung zur Bachelorarbeit 
§ 25 Besondere Forderungen an eine Bachelorarbeit 
§ 26 Bewertung der Bachelorarbeit 
§ 27 Kolloquium zur Bachelorarbeit 
§ 28 Wiederholung von Bachelorarbeit und Kolloqu-

ium 
 
 
V. Zwischenprüfung 
 
§ 29 Bestandteile, Zulassung, Gesamtnote (entfällt) 
 
 
VI. Schlussbestimmungen 
 
§ 30 In-Kraft-Treten der Bachelorordnung  
 
 
Anlagen 
 
Anlage 1: Bachelorurkunde 
Anlage 2: Zeugnis über die Bachelorprüfung 
Anlage 3: Bestandteile der Bachelorprüfung 
Anlage 4: Diploma Supplement 
 
 
 

I. 
Allgemeiner Teil 

 
§ 1 

Zweck der Prüfungen und Ziel des Studiums 
 

(1) Die Bachelorprüfung bildet den Abschluss des 
Studiums im Studiengang. Durch sie soll festgestellt wer-
den, ob die Studentin bzw. der Student die für den Über-
gang in die Berufspraxis notwendigen berufsfeldbezoge-
nen Qualifikationen erworben hat, die wissenschaftlichen 
Grundlagen und fachlichen Zusammenhänge des Studien-
ganges überblickt und für die Berufspraxis ausreichende 
Methoden und soziale Kompetenzen erworben hat. 
 

(2) Die Bachelorprüfung besteht aus Modulprüfun-
gen (s. Anlage 3). Modulprüfungen setzen sich aus den 
Prüfungsleistungen in einem Modul zusammen; sie kön-
nen auch aus nur einer Prüfungsleistung bestehen. Als 
Vorleistungen einer Modulprüfung können Leistungsnach-
weise nach Anlage 3 gefordert werden. Durch einen Leis-
tungsnachweis dokumentiert die Studentin bzw. der Stu-
dent die erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten in einer für das Fach spezifischen Art und Weise, 
die in Abhängigkeit von der Art der durchgeführten Lehr-
veranstaltungen, der zur Verfügung stehenden Laborkapa-
zitäten und der betreffenden Zahl der Studierenden von 
der Prüfenden bzw. dem Prüfenden festgelegt wird. Die 
Festlegungen werden in der Regel spätestens zwei Wo-
chen nach Semesterbeginn bekannt gegeben. Die Bewer-
tung erfolgt mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“. Mo-
dulprüfungen oder Teile davon enden grundsätzlich mit 
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einer Note nach § 12 oder einem Leistungsnachweis. 
Bachelorarbeit und deren Kolloquium sind zusätzliche 
Bestandteile der Bachelorprüfung. 
 

(3) In den Prüfungen soll festgestellt werden, ob die 
Kandidatin bzw. der Kandidat Inhalt und Methoden des 
Faches in den wesentlichen Zusammenhängen beherrscht 
und die erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompe-
tenzen selbständig anwenden kann. 
 
 

§ 2 
Bachelorgrad 

 
Nach bestandener Bachelorprüfung verleiht der Fach-

bereich Angewandte Biowissenschaften und Prozesstech-
nik den Bachelorgrad 
 

Bachelor of Engineering (B.Eng.) 
 
Darüber stellt die Hochschule Anhalt (FH) eine Urkunde 
mit dem Datum des Tages aus, an dem die letzte Prü-
fungsleistung erbracht worden ist. Im Übrigen gilt § 14. 
 
 

§ 3 
Regelstudienzeit und Gliederung des Studiums 

 
(1) Die Regelstudienzeit, in der das Studium abge-

schlossen werden kann, beträgt einschließlich der Bache-
lorprüfung sieben Semester. 
 

(2) Das Studium enthält ein Berufspraktikum von 
insgesamt 12 Wochen. 
 

(3) Die Studienordnung und die Modulstruktur sind 
so gestaltet, dass die Studentin bzw. der Student die 
Bachelorprüfung in der Regel im 7. Fachsemester ab-
schließen kann. Die Prüfungen können auch vorzeitig 
abgelegt werden. 
 

(4) Der Studienumfang im Pflicht- und Wahlpflicht-
bereich beträgt insgesamt maximal 160 Semesterwochen-
stunden. Es sind mindestens 210 Credits nachzuweisen. 
 
 

§ 4 
Prüfungsausschuss 

 
(1) Für die Organisation der Prüfungen und zur 

Wahrnehmung und Einhaltung der durch diese Prüfungs-
ordnung zugewiesenen Aufgaben wird ein Prüfungsaus-
schuss eingesetzt. Der Fachbereichsrat bestellt die Vorsit-
zende bzw. den Vorsitzenden und die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses und benennt gleichzeitig deren ständi-
ge Vertreterinnen bzw. Vertreter. Dem Prüfungsausschuss 
gehören sechs Mitglieder an, und zwar vier Mitglieder der 
Gruppe der Professorinnen und Professoren, eine Mitar-
beiterin bzw. ein Mitarbeiter gemäß § 33 Abs. 1 Nr. 2 bis 3 
Hochschulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt und eine 
Studentin bzw. ein Student. Die bzw. der Vorsitzende und 
die bzw. der stellvertretende Vorsitzende gehören der 
Gruppe der Professorinnen und Professoren an. Das 
studentische Mitglied nimmt an der Bewertung und An-
rechnung von Studien- und Prüfungsleistungen nur bera-
tend teil. 
 

(2) Der Prüfungsausschuss berichtet regelmäßig 
dem Fachbereichsrat über die Entwicklung der Prüfungen 
und Studienzeiten und gibt Anregungen zur Reform dieser 
Prüfungsordnung und der Studienordnung; dabei ist dem 
Gesichtspunkt der Einhaltung der Regelstudienzeit und der 
Prüfungsfristen besondere Bedeutung beizumessen. Er 
behandelt Widerspruchsverfahren. 
 

(3) Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse 
mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der Vorsitzenden 
bzw. des Vorsitzenden den Ausschlag. Der Prüfungsaus-
schuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mit-
glieder - darunter die bzw. der Vorsitzende oder die bzw. 
der stellvertretende Vorsitzende und eine weitere Profes-
sorin bzw. ein weiterer Professor - anwesend ist. Bei be-
sonderer Eilbedürftigkeit kann im schriftlichen Verfahren 
entschieden werden. 

 
(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Prüfungsaus-

schusses beträgt vier Jahre, die des studentischen Mit-
gliedes ein Jahr. 
 

(5) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind 
nicht öffentlich. 
 

(6) Der Prüfungsausschuss gibt sich eine Ge-
schäftsordnung. Über die Sitzungen des Prüfungsaus-
schusses wird ein Protokoll geführt, in dem wesentliche 
Gegenstände der Erörterung und die Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses festzuhalten sind. 
 

(7) Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse auf die 
Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden und die stellvertreten-
de bzw. den stellvertretenden Vorsitzenden übertragen. 
Dies gilt nicht für Entscheidungen über Widersprüche und 
den Tätigkeitsbericht an den Fachbereichsrat. Die bzw. der 
Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prüfungsaus-
schusses vor und führt sie aus. Sie bzw. er berichtet dem 
Prüfungsausschuss laufend über ihre bzw. seine Tätigkeit. 
 

(8) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben 
das Recht, an der Abnahme der Prüfungen als Beobachte-
rinnen bzw. Beobachter teilzunehmen. 
 

(9) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und 
deren ständige Vertreterinnen bzw. Vertreter unterliegen 
der Amtsverschwiegenheit. Sie sind durch die Vorsitzende 
bzw. den Vorsitzenden zur Amtsverschwiegenheit zu 
verpflichten, sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen. 
 
 

§ 5 
Prüfungsamt 

 
Die Geschäftsstelle des Prüfungsausschusses ist das 

Prüfungsamt. Der Leiterin bzw. dem Leiter obliegen alle 
organisatorischen Aufgaben der Vorbereitung und Regist-
rierung von Prüfungen und Prüfungsabschnitten. Die 
Leiterin bzw. der Leiter des Prüfungsamtes informiert den 
Prüfungsausschuss über die Einhaltung der Prüfungsfris-
ten, über die Einhaltung der Zulassungsbedingungen 
durch die Studierenden und unterbreitet Vorschläge zur 
Anerkennung bzw. Anrechnung von Praktika. 
 
 

§ 6 
Prüferinnen bzw. Prüfer und Beisitzerinnen bzw. 

Beisitzer 
 

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüferinnen 
bzw. die Prüfer und die Beisitzerinnen bzw. die Beisitzer 
(Prüfungsgruppe). Als Prüferinnen bzw. Prüfer können 
Mitglieder und Angehörige dieser oder einer anderen 
Hochschule sowie in der beruflichen Praxis und Ausbil-
dung erfahrene Personen bestellt werden. Die 1. Prüferin 
bzw. der 1. Prüfer muss zur selbständigen Lehre berech-
tigt sein. Das gilt auch dann, wenn die Befugnis nur für 
eine Teilprüfung erteilt wurde. Zu Beisitzerinnen bzw. 
Beisitzern dürfen nur Personen bestellt werden, die selbst 
mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder 
eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 
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(2) Die Prüferinnen bzw. Prüfer sind in ihrer Prü-
fungstätigkeit unabhängig. 
 

(3) Für die Bewertung von Prüfungen und für die 
Bewertung der Bachelorarbeit sind mindestens zwei Per-
sonen als Prüferinnen bzw. Prüfer zu bestellen. 
 

(4) Für mündliche Prüfungen  sind mindestens zwei 
Personen nach Abs. 1 zu bestellen. Eine davon wird als 1. 
Prüferin bzw. 1. Prüfer bestellt. Die zweite kann eine Bei-
sitzerin bzw. ein Beisitzer sein. Weiterhin gilt § 9 Abs. 3. 
 

(5) Der Prüfungsausschuss stellt sicher, dass den 
Studierenden die Namen der zwei Prüfer, Ort und Zeit-
punkt der Prüfung nach Rahmensemesterplan der Hoch-
schule Anhalt (FH) oder Modulplan des Fachbereiches 
bekannt gegeben werden. 
 

(6) Für die Prüferinnen bzw. Prüfer und Beisitzerin-
nen bzw. Beisitzer gelten § 4 Abs. 9 entsprechend. 
 
 
 

II. 
Anrechnung von Studienzeiten, Prüfungsleistungen, 
Bewertung von Prüfungsleistungen, Verfahrensvor-

schriften 
 
 

§ 7 
Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und 

Prüfungsleistungen 
 

(1) Studienzeiten, Studienleistungen, Credits und 
Prüfungsleistungen im gleichen Studiengang an einer 
anderen Hochschule im Geltungsbereich des Hochschul-
rahmengesetzes werden auf Antrag angerechnet.  
 

(2) Studienzeiten, Studienleistungen, Credits und 
Prüfungsleistungen in Studiengängen, die nicht unter Abs. 
1 fallen, werden auf Antrag angerechnet, soweit die 
Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten, Studien-
leistungen, Credits und Prüfungsleistungen, die an Hoch-
schulen außerhalb des Geltungsbereiches des Hochschul-
rahmengesetzes erbracht wurden, werden auf Antrag 
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. 
Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzeiten, 
Studienleistungen, Credits und Prüfungsleistungen in 
Inhalt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen 
dieses Studienganges im Wesentlichen entsprechen. 
Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine 
Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. 
Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studienleistun-
gen, Credits und Prüfungsleistungen an ausländischen 
Hochschulen sind die von der Kultusministerkonferenz und 
der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenz-
vereinbarungen sowie Festlegungen im Rahmen von 
Hochschulpartnerschaften zu beachten. 
 

(3) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Studien-
leistungen, Credits und Prüfungsleistungen in staatlich 
anerkannten Fernstudiengängen gelten die Absätze 1 und 
2 entsprechend. 
 

(4) Einschlägige praktische Studiensemester und 
berufspraktische Tätigkeiten werden auf Antrag angerech-
net. 

 
(5) Zuständig für Anrechnungen nach den Absätzen 

1 bis 4 ist der Prüfungsausschuss. Vor Feststellungen über 
die Gleichwertigkeit sind zuständige Fachvertreterinnen 
bzw. Fachvertreter zu hören. Studienzeiten nach den 
Absätzen 1 bis 3 können auch vom Immatrikulationsamt 
der Hochschule Anhalt (FH) angerechnet werden. 
 

(6) Werden Studienleistungen und Prüfungsleistun-
gen angerechnet, sind die Noten - soweit die Notensyste-
me vergleichbar sind - zu übernehmen und in die Berech-
nung der Gesamtnote einzubeziehen. Gegebenenfalls 
erfolgt eine Umrechnung in das Notensystem nach § 12. 
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk 
„ausreichend“ bzw. 4,0 aufgenommen. 

 
(7) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 

1 bis 4 besteht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die 
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen, Credits 
und Prüfungsleistungen, die im Geltungsbereich des 
Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, erfolgt von 
Amts wegen. Die Studentin bzw. der Student hat die für 
die Anrechnung erforderlichen Unterlagen im Antragsver-
fahren vorzulegen. 
 
 

§ 8 
Anmeldung und Zulassung zu Prüfungen 

 
(1) Die Studierenden sollen die Prüfungen zum je-

weiligen Regelstudienzeitpunkt gemäß Anlage 3 dieser 
Ordnung ablegen, mit der Einschreibung bzw. Rückmel-
dung gelten sie zu den Prüfungen des Regelsemesters als 
zugelassen und angemeldet, sofern Pflicht- bzw. Wahl-
pflichtmodulprüfungen nicht an Zulassungsvoraussetzun-
gen (Prüfungsvorleistungen, Leistungsnachweise) gemäß 
dieser Ordnung gebunden sind. Nachholer, Wiederholer, 
Quereinsteiger und Hochschulwechsler melden sich sechs 
Wochen nach Semesterbeginn mittels Formblatt des 
Prüfungsamtes verbindlich zur Prüfung an.  
 

(2) Sind Pflicht- bzw. Wahlpflichtmodulprüfungen an 
Zulassungsvoraussetzungen gebunden, gilt die Zulassung 
zur jeweiligen Prüfung als erteilt, wenn das positive Resul-
tat der Prüfungsvorleistungen und Leistungsnachweise im 
Prüfungsamt dokumentiert ist. 
 

(3) Zu den Lehrveranstaltungen in Wahlpflicht- oder 
Zusatzmodulen melden sich die Studierenden innerhalb 
von sechs Wochen nach Beginn des Semesters bei den 
Lehrdurchführenden an. Mit dieser Anmeldung zur Lehr-
veranstaltung sind sie auch zur entsprechenden Prüfung 
angemeldet, im Übrigen gelten die Absätze 1 und 2.  

 
(4) Begonnene Prüfungsverfahren sind gemäß § 13 

zu beenden. 
 
(5) Rücktritte von einer angemeldeten Prüfung sind 

bis sieben Tage vor der Prüfung durch schriftliche Erklä-
rung ohne Angabe des Grundes möglich. Ansonsten gilt § 
11 Absatz 2. 
 
 

§ 9 
Arten der Prüfungsleistungen 

 
(1) Folgende Arten von Prüfungsleistungen sind nach 

Maßgabe der Absätze 2 bis 9 möglich: 
1. schriftliche Prüfung (Klausur, Abs. 2), 
2. mündliche Prüfung (Abs. 3), 
3. Projekt (Abs. 8), 
4. Hausarbeit (Abs. 4), 
5. Entwurf/Beleg (Abs. 5), 
6. Referat (Abs. 6), 
7. experimentelle Arbeit (Abs. 7), 
8. Präsentation und Kolloquium (Abs. 9). 
 

(2) In einer schriftlichen Prüfung (Klausur) sollen die 
Studierenden nachweisen, dass sie in begrenzter Zeit, mit 
begrenzten Hilfsmitteln und unter Aufsicht mit den geläufi-
gen Methoden des Faches ein Problem erkennen und 
Wege zu seiner Lösung finden können. Die Bearbeitungs-
zeit ist in der Anlage 3 geregelt. 
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(3) Die mündliche Prüfung findet vor der Prü-
fungruppe gemäß § 6(1) und (4) als Einzel- oder Gruppen-
prüfung für bis zu drei Studierende gleichzeitig statt. In 
einer mündlichen Prüfung soll die Kandidatin bzw. der 
Kandidat nachweisen, dass sie bzw. er die Zusammen-
hänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Frage-
stellungen in diese Zusammenhänge einzuordnen vermag. 
Die Beisitzerin bzw. der Beisitzer sind vor der Notenfest-
setzung zu hören. Der Beisitzerin bzw. dem Beisitzer 
obliegen im Wesentlichen eine Kontrollfunktion für den 
ordnungsgemäßen Ablauf der mündlichen Prüfung und die 
Protokollführung. Die wesentlichen Gegenstände der 
Prüfung und die Bewertung der Prüfungsleistung sind in 
einem Protokoll festzuhalten. Es ist von den Prüfenden zu 
unterschreiben. Die Dauer der mündlichen Prüfung ist 
nach Anlage 3 geregelt. Das Ergebnis der Prüfung ist der 
Kandidatin bzw. dem Kandidaten im Anschluss an die 
mündliche Prüfung bekannt zu geben. 

 
(4) Eine Hausarbeit ist eine selbständige schriftliche 

Bearbeitung einer fachspezifischen oder modulübergrei-
fenden Aufgabenstellung, die an einem von der Prüferin 
bzw. dem Prüfer festgelegten Termin in einer für wissen-
schaftliche Arbeiten üblichen Form abzugeben ist. Die 
selbständige Bearbeitung ist zu bekunden. 

 
(5) Ein Entwurf/Beleg umfasst die Bearbeitung einer 

fachspezifischen oder modulübergreifenden Aufgabenstel-
lung in konzeptioneller, konstruktiver und/oder künstleri-
scher Hinsicht unter besonderer Berücksichtigung planeri-
scher Aspekte. Ein Beleg kann auch als Leistungsnach-
weis für die Beherrschung von Arbeitsmitteln, Technolo-
gien o. ä. angefertigt werden. Die Studierenden stellen 
dann unter Beweis, dass sie die vorgenannten Instrumen-
tarien zur Lösung spezifischer Aufgaben des Fachgebietes 
einsetzen können. 
 

(6) Ein Referat umfasst eine eigenständige Ausei-
nandersetzung mit einem Problem unter Auswertung 
einschlägiger Literatur und die inhaltliche Darstellung und 
die Vermittlung der Ergebnisse im mündlichen Vortrag 
sowie in einer anschließenden Diskussion. 
 

(7) Eine experimentelle Arbeit umfasst die theoreti-
sche Vorbereitung, den Aufbau und die Durchführung 
eines Experimentes sowie die schriftliche Darstellung der 
Arbeitsschritte, des Versuchsablaufes, der Ergebnisse des 
Experimentes und deren kritische Wertung. 
 

(8) Projekte sind praxisbezogene Arbeiten, die in 
seminaristischer Form unter Betreuung von Prüfungsbe-
fugten sowie zusätzlich durch selbstorganisiertes Arbeiten 
der Projektgruppe und selbstständige Beiträge der einzel-
nen Mitglieder der Projektgruppe durchgeführt werden. Die 
Ergebnisse werden gemeinsam in einem Projektbericht 
dargestellt und verteidigt. 
 

(9) Bei der Prüfungsform Präsentation und Kolloqu-
ium wird das Kolloquium als mündliche Prüfung durchge-
führt und mit der Präsentation gemeinsam bewertet. In 
dem Kolloquium soll die Kandidatin bzw. der Kandidat ihre 
bzw. seine Entwurfsarbeiten erläutern und verteidigen oder 
ihre bzw. seine Kenntnisse in dem Prüfungsfach nachwei-
sen. 
 

(10) Der Rahmensemesterplan der Hochschule An-
halt (FH) bzw. der Modulplan des Fachbereiches legt die 
Zeiträume für die Abnahme der mündlichen Prüfungen, 
Hausarbeiten, Belege und Klausuren fest. Bei anderen 
Prüfungsarten nach Abs. 1 legt die Lehrperson den Zeit-
punkt fest. Das Prüfungsamt ist darüber zu informieren. 
Von dem Rahmenprüfungszeitraum ist nur in begründeten 
Fällen abzuweichen. Dies gilt nicht für das Bachelorverfah-
ren. 
 

(11) Macht die Studentin bzw. der Student durch 
ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie bzw. er wegen 
länger andauernder Krankheit oder ständiger Behinderung 
nicht in der Lage ist, die Prüfungsleistung ganz oder teil-
weise in der vorgeschriebenen Form abzulegen, ist ihr 
bzw. ihm durch den Prüfungsausschuss zu ermöglichen, 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu 
erbringen. Anträge sind von der Kandidatin bzw. dem 
Kandidaten an den Prüfungsausschuss zu stellen. 

 
(12)  Geeignete Arten von Prüfungsleistungen kön-

nen auch in Form einer Gruppenarbeit auf Antrag der 1. 
Prüferin bzw. des 1. Prüfers durch den Prüfungsausschuss 
zugelassen werden. Der als Prüfungsleistung zu bewer-
tende Beitrag der bzw. des Einzelnen muss die an die 
Prüfung zu stellenden Anforderungen erfüllen sowie als 
individuelle Prüfungsleistung auf Grund der Angabe von 
eigenständig erarbeiteten Abschnitten oder anderen objek-
tiven Kriterien deutlich abgrenzbar und für sich bewertbar 
sein. Die Gruppe soll in der Regel nicht mehr als drei 
Personen umfassen. 
 

(13) Bei Projekten können Prüfungsbefugte von den 
Festlegungen nach Abs. 12 Satz 3 Abweichendes bestim-
men. 

 
 

§ 10 
Ablauf, Abbruch und Öffentlichkeit von Prüfungen 
sowie Rücknahme von Prüfungsentscheidungen 

 
(1) Vor Beginn der Prüfung überzeugen sich die 

Prüfungsbefugten durch Befragung vom ausreichenden 
Gesundheitszustand jedes Prüfungsteilnehmers. Wenn der 
Gesundheitszustand eine Prüfung nicht zulässt, besteht 
ein Prüfungsanspruch erst im folgenden Semester.  
 

(2) Studierende, die sich demnächst der gleichen 
Prüfung unterziehen wollen sowie andere Mitglieder der 
Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse gel-
tend machen, sind einzeln als Zuhörer bei Prüfungen (§ 9 
Abs. 3) zuzulassen. Dies erstreckt sich nicht auf die Bera-
tung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die 
Teilnehmer. 
 

(3) Auf Antrag der zu Prüfenden sind Zuhörer nach 
Abs. 2 Satz 1 auszuschließen. 
 

(4) Die Öffentlichkeit kann wegen Beeinträchtigung 
der Prüfung bis zu deren Abschluss ausgeschlossen 
werden. Über den Ausschluss entscheidet die Prüfungs-
gruppe. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind 
nicht Öffentlichkeit im vorstehenden Sinne. 
 

(5) Die Prüfungsgruppe kann auch während der 
Prüfung den Abbruch ohne Ergebnis verfügen, wenn dies 
der körperliche bzw. psychische Zustand des Prüfungsteil-
nehmers erfordert. Wenn erst nach Abschluss der Prüfung 
bzw. nach Verkündung der Bewertung Bedenken betreffs 
des Gesundheitszustandes bekannt werden und durch 
Attest belegt sind, können die 1. Prüferin bzw. der 1. Prü-
fer Antrag auf Rücknahme der Prüfungsentscheidung an 
den Prüfungsausschuss stellen. Der Prüfungsausschuss 
legt einen neuen Termin fest. 

 
 

§ 11 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

 
(1) Eine Prüfungsleistung gilt als abgelegt und mit 

„nicht bestanden“ bewertet, wenn die bzw. der Studierende 
ohne vom Prüfungsausschuss akzeptierte Gründe 
- zu einer Wiederholungsprüfung nicht erscheint, 
- nach Beginn der Prüfung von der Prüfung zurücktritt, 
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- die Wiederholung einer Prüfungsleistung innerhalb 
der dafür festgelegten Frist (s. § 13 Abs. 5) nicht 
durchführt, 

- eine schriftliche Prüfung nicht innerhalb der vorgege-
benen Bearbeitungszeit erbringt, 

- zu einer angemeldeten Prüfung ohne Rücktrittserklä-
rung nach § 8 Absatz 5 Satz 1 nicht erscheint. 

 
(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis gel-

tend gemachten Gründe (s. Abs. 1) müssen dem Prü-
fungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und 
glaubhaft gemacht werden, anderenfalls erfolgt eine Be-
wertung entsprechend Abs. 1. Werden die Gründe aner-
kannt, so wird vom Prüfungsausschuss ein neuer Termin 
anberaumt. 

 
(3) Versucht die Studentin bzw. der Student das Er-

gebnis der Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benut-
zung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die 
betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ 
bewertet. Dies gilt auch dann, wenn die Tatsache erst 
nach der Prüfung bzw. nach der Übergabe des Zeugnisses 
bekannt wird. Die Feststellung wird von Prüfungsbefugten 
oder Aufsichtsführenden getroffen und aktenkundig ge-
macht. Studentinnen bzw. Studenten, die sich eines Ver-
stoßes gegen die Ordnung der Prüfung schuldig gemacht 
haben, können durch Prüfungsbefugte bzw. Aufsichtsfüh-
rende von der Fortsetzung der betreffenden Prüfungsleis-
tung ausgeschlossen werden; in diesem Falle gilt die 
betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ 
bewertet. Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig 
zu machen. Ansonsten gelten § 14 und § 17. 
 

(4) Wird bei einer Prüfungsleistung der Abgabeter-
min aus von der Studentin bzw. vom Studenten zu vertre-
tenden Gründen nicht eingehalten, so gilt sie als mit „nicht 
bestanden“ bewertet. Abs. 2 gilt entsprechend. Zur Fest-
setzung eines späteren Abgabetermins kann es in den 
Fällen kommen, in denen eine Studentin bzw. ein Student 
während der Anfertigung einer schriftlichen Leistung nach 
§ 9 oder einer Bachelorarbeit nachweislich (Attest) er-
krankt oder eine Bearbeitung aus technischen Gründen (z. 
B. Ausfall von Geräten) nicht möglich ist, sowie auf Antrag 
von Prüfungsbefugten. 

 
(5) Geringfügige Mängel in der äußeren Form der 

Prüfungsleistung, wie schreibtechnische Mängel u. ä. 
gelten nicht als Ordnungsverstoß. Sie können Einfluss auf 
die Bewertung haben, nicht aber für sich zur Bewertung 
mit „nicht bestanden“ führen. Gravierende Abweichungen 
wie Schwerlesbarkeit oder Unleserlichkeit von Textteilen, 
Nichteinhaltung gültiger Normen für die Gestaltung wis-
senschaftlicher Ausarbeitungen (insbesondere orthogra-
phische und grammatikalische), Wahl nicht zugelassener 
Textträger u. a., können zur Nichtannahme der Arbeit 
durch Prüfungsbefugte führen. Die Nichtannahme ist mit 
einer Frist von vier Wochen nach Abgabetermin aktenkun-
dig zu machen. 
 
 

§ 12 
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Fach-

note 
 

(1) Die einzelne Prüfungsleistung wird von der 1. 
Prüferin bzw. dem 1. Prüfer bei mündlichen Prüfungen 
unmittelbar nach Feststellung der Bewertung, bei schriftli-
chen Prüfungen bzw. künstlerischen Prüfungsleistungen in 
der Regel innerhalb einer Frist von vier Wochen nach 
Semesterbeginn bei Prüfungen nach Rahmensemester-
plan bzw. vier Wochen nach Ende des Modulblockes 
durch Aushang im Prüfungsamt des Fachbereiches unter 
Beachtung des Datenschutzes bekannt gegeben. Bei 
Prüfungen des sechsten bzw. achten Fachsemesters 
erfolgt die Bekanntgabe innerhalb von vier Wochen nach 
Ende der Vorlesungszeit. 

 
(2) Für die Bewertung sind folgende Noten zu ver-

wenden: 

1,0; 
1,3 

für „sehr 
gut“ 

- eine hervorragende Leistung, 

1,7; 
2,0; 
2,3 

für „gut“ - eine erheblich über den durch-
schnittlichen Anforderungen lie-
gende Leistung, 

2,7;  
3,0; 
3,3 

für „befrie-
digend“ 

- eine Leistung, die in jeder Hin-
sicht durch-schnittlichen Anforde-
rungen entspricht, 

3,7; 
4,0  

für „aus-
reichend“ 

- eine Leistung, die trotz ihrer 
Mängel den Mindestanforderun-
gen entspricht, 

5,0  für „nicht 
bestan-
den“ 

- eine Leistung, die wegen erhebli-
cher Mängel den Anforderungen 
nicht mehr genügt. 

 
(3) Die Prüfung ist bestanden, wenn sie mit mindes-

tens „ausreichend“ bewertet wurde. Wird die Prüfungsleis-
tung von zwei oder mehr Prüferinnen bzw. Prüfern bewer-
tet, ist sie bestanden, wenn alle die Leistung mit mindes-
tens „ausreichend“ 4,0 bewerten. Wird die Prüfungsleis-
tung von zwei oder mehr als zwei Prüferinnen bzw. Prüfern 
bewertet, errechnet sich die Note der Prüfungsleistung aus 
dem Durchschnitt der Einzelnoten. Setzt sich die Prüfung 
aus mehreren Teilprüfungen zusammen, sind sie gewich-
tet zu werten und ggf. zu erbringende Leistungsnachweise 
einzubeziehen. 
 

(4) Die Note lautet bei einem Durchschnitt: 
bis 1,5  sehr gut, 
über 1,5 bis 2,5 gut, 
über 2,5 bis 3,5 befriedigend, 
über 3,5 bis 4,0 ausreichend, 
über 4,0  nicht bestanden. 
 

(5) Bei der Bildung der Fachnote wird nur die erste 
Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weite-
ren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 
 
 

§ 13 
Wiederholung von Prüfungen 

 
(1) Nicht bestandene Prüfungen können mit Aus-

nahme von Bachelorarbeit und deren Kolloquium (s. Ab-
schnitt IV) zweimal wiederholt werden. 
 

(2) Die Wiederholung einer bestandenen Teil- bzw. 
Modulprüfung oder eines bestandenen Leistungsnachwei-
ses ist nicht zulässig. Über Wiederholungsmöglichkeiten in 
begründeten Ausnahmefällen entscheidet der Prüfungs-
ausschuss auf Antrag. 
 

(3) Wird eine Teil- oder Modulprüfung in der ersten 
Wiederholung bestanden, wird die Note durch die Prü-
fungsgruppe festgelegt. Dabei gilt § 12. 

 
(4) Bei einer zweiten Wiederholungsprüfung einer 

Teil- oder Modulprüfung kann die Benotung nur mit „aus-
reichend (4,0)“ oder „nicht bestanden (5,0)“ erfolgen. 

 
(5) Wiederholungsprüfungen sind in der Regel bis 

spätestens Ende des zweiten Folgesemesters nach Ertei-
lung der Note Fünf abzulegen. In der Regel sind Wieder-
holungsprüfungen im Rahmen der Prüfungstermine der 
Hochschule Anhalt (FH) bzw. des Modulplanes des Fach-
bereiches abzulegen. 
 

(6) Überschreiten Studierende aus von ihnen zu 
vertretenden Gründen die Fristen nach Abs. 5, ist nach § 
11 Abs. 1 zu bewerten. 
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(7) Die Art der Prüfungen nach § 9 Abs. 1 wird bei 
Wiederholungen in der Regel nicht geändert. 
 

(8) In demselben Studiengang an einer Fachhoch-
schule erfolglos unternommene Versuche, eine Prüfung 
abzulegen, werden auf die Wiederholungsmöglichkeiten 
nach Abs. 1 angerechnet. 
 

(9) Wird die Abschlussprüfung (§ 22) bis zum Re-
gelstudienzeitpunkt (s. Anl. 3) unternommen, gilt diese 
Prüfung im Falle des Nichtbestehens als nicht abgelegt 
(Freiversuch). 
 
 

§ 14 
Urkunde, Zeugnis, Diploma Supplement und 

Bescheinigungen 
 

(1) Über die bestandene Bachelorprüfung ist der 
bzw. dem Studierenden ein Zeugnis nach Anlage 2 in 
deutscher und englischer Sprache auszustellen. Das 
Zeugnis der Bachelorprüfung bedarf eines Antrages. Das 
Zeugnis enthält alle Bewertungen nach Anlage 3 sowie die 
erreichten Credits. Diploma Supplement (s. Anlage 4), 
Urkunde (s. Anlage 1) und Zeugnis (s. Anlage 2) werden 
von der bzw. dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
und der Dekanin bzw. dem Dekan unterzeichnet. Mit dem 
Zeugnis der Bachelorprüfung werden gleichzeitig ein 
Diploma Supplement sowie die Urkunde zur Verleihung 
des Bachelorgrades überreicht. Zeugnis und Diploma 
Supplement erhalten das Datum nach § 2. 
 

(2) Ist die Bachelorprüfung endgültig nicht bestan-
den oder gilt sie als nicht bestanden, so erteilt das Im-
matrikulationsamt hierüber einen schriftlichen Bescheid. 
Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. 
 

(3) Verlässt die Studentin bzw. der Student die 
Hochschule oder wechselt den Studiengang, so wird ihr 
bzw. ihm auf Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, wel-
che die erbrachten Prüfungs- und Studienleistungen und 
deren Bewertung enthält. 
 

(4) Ein unrechtmäßiges Prüfungszeugnis ist einzu-
ziehen und durch ein rechtmäßiges Zeugnis oder eine 
Bescheinigung nach Abs. 3 zu ersetzen. 
 
 

§ 15 
Zusatzmodulprüfungen 

 
(1) Studierende können sich in weiteren als den in 

Anlage 3 vorgeschriebenen Modulen einer Zusatzmodul-
prüfung unterziehen. 
 

(2) Die Ergebnisse der Zusatzmodulprüfungen wer-
den auf Antrag in das entsprechende Bachelorzeugnis 
aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der Gesamtno-
te nicht mit einbezogen. 

 
 

§ 16 
Einstufungsprüfung 

 
Eine Einstufungsprüfung nach Hochschulgesetz des 

Landes Sachsen-Anhalt ist nicht vorgesehen. 
 
 

§ 17 
Ungültigkeit der Prüfung 

 
(1) Nach § 11 Abs. 3 kann eine Prüfung ganz oder 

teilweise durch den Prüfungsausschuss für „nicht bestan-
den“ erklärt werden. Betroffenen ist vor einer Entscheidung 

Gelegenheit zur Erörterung der Angelegenheit mit dem 
Prüfungsausschuss zu geben. 
 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung 
zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die Studentin bzw. 
der Student hierüber täuschen wollte, und wird diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses 
bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung geheilt. Wurde die Zulassung vorsätzlich zu Un-
recht erwirkt, so entscheidet der Prüfungsausschuss unter 
Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Sachsen-Anhalt über die Rechtsfolgen. Es gilt Abs. 1 
Satz 2. 
 
 

§ 18 
Einsicht in die Prüfungsakten und Prüfungsunterlagen 
 

(1) Den Studierenden wird nach Abschluss jeder 
Modulprüfung oder Teilprüfung der Bachelorprüfung Ein-
sicht in ihre schriftlichen Prüfungsarbeiten einschließlich 
der darauf notierten Bemerkungen der Prüferinnen bzw. 
Prüfer gewährt. Die 1. Prüferin bzw. der 1. Prüfer bestimmt 
den Zeitpunkt und den jeweiligen Ort der Einsichtnahme 
an der Hochschule Anhalt (FH). 
 

(2) Spätestens drei Monate nach Aushändigung des 
Bachelorzeugnisses kann der Antrag auf Einsicht in die 
Prüfungsakten an den Prüfungsausschuss gestellt werden. 
Die bzw. der Vorsitzende bestimmt Ort und Zeit der Ein-
sichtnahme. 
 
 

§ 19 
Belastende Entscheidungen, Widerspruchsverfahren 

 
(1) Eine belastende (ablehnende) Entscheidung, 

insbesondere in Anwendung der §§ 7, 8, 10, 11, 12, 13, 
14, 15, 17, 18, 21, 23, 24, 27, und 28 dieser Prüfungsord-
nung ist schriftlich zu begründen, mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung zu versehen und bekannt zu geben. Gegen die 
Entscheidungen kann in einer Frist von einem Monat nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Prüfungsausschuss 
eingelegt werden. 
 

(2) Über den Widerspruch entscheidet der Prü-
fungsausschuss. Soweit sich der Widerspruch gegen eine 
Bewertung richtet, entscheidet der Prüfungsausschuss 
nach Überprüfung gemäß Abs.3. 

 
(3) Soweit sich der Widerspruch gegen eine Bewer-

tung richtet, leitet der Prüfungsausschuss den Wider-
spruch an die 1. Prüferin bzw. den 1. Prüfer zur Überprü-
fung weiter. Wird die Bewertung antragsgemäß geändert, 
so hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch ab. 
Anderenfalls überprüft der Prüfungsausschuss die Ent-
scheidung nur darauf, ob 
1. das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß durchge-

führt worden ist, 
2. man von einem falschen Sachverhalt ausgegangen ist, 
3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beach-

tet worden sind, 
4. man sich von sachfremden Erwägungen hat leiten 

lassen. 
 

(4) Über den Widerspruch soll in angemessener 
Frist entschieden werden. Soweit dem Widerspruch nicht 
abgeholfen wird, ist der Bescheid zu begründen und mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und zuzustel-
len. 
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III. 
Bachelorprüfung 

 
 

§ 20 
Bestandteile der Bachelorprüfung 

 
Bestandteile der Bachelorprüfung sind: 

1. die Bachelorarbeit, 
2. das Kolloquium zur Bachelorarbeit, 
3. die Modulprüfungen (s. Anlage 3), 
4. die Prüfungsvoraussetzungen gemäß Anlage 3, 
5. der Nachweis des 12-wöchigen Praktikums lt. Prakti-

kumsordnung. 
 
 

§ 21 
Gesamtnote der Bachelorprüfung 

 
(1) Es wird das arithmetische Mittel der Pflicht- und 

Wahlpflichtmodulprüfungsnoten nach Anlage 3 mit einer 
Dezimalstelle ermittelt. Die Gesamtnote der Bachelorprü-
fung ergibt sich als Summe des 0,8-fachen der Note nach 
Satz 1, des 0,15-fachen der Bachelorarbeitsnote und des 
0,05-fachen der Kolloquiumsleistung. Die Gesamtnote wird 
mit einer Dezimalstelle gemäß § 12 Abs. 5 gebildet. 
 

(2) Ergänzend wird eine ECTS-Note ausgewiesen: 
A die besten  10 % 
B die nächsten  25 % 
C die nächsten  30 % 
D die nächsten  25 % 
E die nächsten  10 %. 
Die Mindestbezugsgröße dieser Skalierung sind i.d.R. die 
zeitlich letzten 50 Absolventinnen und Absolventen dieses 
Studienganges. 
 

(3) Sofern noch keine 50 Absolventinnen oder Ab-
solventen in diesem Studiengang vorhanden sind, wird die 
ECTS-Note an Hand des folgenden numerischen Systems 
ausgewiesen: 
A bis 1,3 
B über 1,3 bis 2,0 
C über 2,0 bis 3,0 
D über 3,0 bis 3,7 
E über 3,7 bis 4,0. 
 
 
 

IV. 
Bachelorarbeit und Kolloquium 

 
 

§ 22 
Zweck von Bachelorarbeit und Kolloquium 

 
(1) Das Bachelorarbeitskolloquium ist der fachliche 

Höhepunkt des Studiums und stellt dessen Abschluss dar. 
 

(2) Im Kolloquium zur Bachelorarbeit beweist die 
Studentin bzw. der Student, dass sie bzw. er in der Lage 
ist, wissenschaftliche Erkenntnisse und eigene Ergebnisse 
in Vortragsform unterstützt mit modernen Mitteln vorzutra-
gen und in einem wissenschaftlichen Disput inhaltlich und 
methodisch überzeugend darzustellen. 

 
(3) Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass die Studen-

tin bzw. der Student in der Lage ist, ein Problem innerhalb 
einer vorgegebenen Zeit selbständig zu bearbeiten, wis-
senschaftliche Erkenntnisse anzuwenden, die fachlichen 
Zusammenhänge zu überblicken und die gewonnenen 
Erkenntnisse überzeugend, eindeutig, in angemessener 
Sprache und in übersichtlicher Form darzustellen sowie 
Methoden und soziale Kompetenzen nachzuweisen. 
 

 
§ 23 

Thema und Bearbeitungsdauer 
 

(1) Die Studentin bzw. der Student kann die The-
menstellerin bzw. den Themensteller und das Thema 
vorschlagen. 
 

(2) Das Thema ist in deutscher Sprache durch die 
1. Prüferin bzw. den 1. Prüfer nach Anhörung der Studen-
tin bzw. des Studenten auszugeben. Die Vergabe des 
Themas ist beim Prüfungsamt aktenkundig zu machen. 
 

(3) Die Bachelorarbeit ist von der Professorin bzw. 
dem Professor oder durch Lehrbeauftragte, die das Thema 
stellen, im Rahmen des Lehrauftrages zu betreuen. 
 

(4) Das Thema der Bachelorarbeit ist so zu stellen, 
dass die Bearbeitungsdauer in einer Frist von zehn Wo-
chen eingehalten werden kann. In begründeten Ausnah-
mefällen kann der Prüfungsausschuss nach Anhörung der 
1. Prüferin bzw. des 1. Prüfers die Bearbeitungszeit um 
eine Frist von drei Wochen verlängern. Das Thema kann 
innerhalb von vier Wochen einmal ohne Angabe des 
Grundes zurückgegeben werden. Das Thema wird in 
diesem Fall innerhalb weiterer vier Wochen ohne Anrech-
nung der vorherigen Bearbeitungszeit neu ausgegeben.  

 
(5) Gleichzeitig mit der Übergabe des Themas an 

die Studentin bzw. den Studenten ist durch den Prüfungs-
ausschuss die 1. und 2. Prüfungsperson sowie die oder 
der Vorsitzende der Bachelorprüfungskommission zu 
bestellen, der Abgabetermin festzulegen und der Studentin 
bzw. dem Studenten schriftlich bekannt zu geben. Die oder 
der Vorsitzende der Bachelorprüfungskommission muss 
eine Professorin oder ein Professor der Hochschule Anhalt 
(FH) sein. 
 

(6) Die Bachelorarbeit kann auch in Form einer 
Gruppenarbeit von maximal drei Studierenden zugelassen 
werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende 
Beitrag der bzw. des Einzelnen aufgrund der Angabe von 
Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Krite-
rien, die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich 
unterscheidbar und bewertbar ist und den Anforderungen 
nach § 22 Abs. 3 und § 25 Abs. 1 genügt. 
 
 

§ 24 
Meldung und Zulassung zur Bachelorarbeit 

 
(1) Der Antrag auf Zulassung zur Bachelorarbeit ist 

an den Prüfungsausschuss zu stellen. Die Zulassung ist zu 
versagen, wenn Prüfungen des 1. bis 5. Fachsemesters 
gemäß Anlage 3 noch nicht bestanden sind. 

 
(2) Der Prüfungsausschuss spricht die Zulassung 

aus und bestätigt das Thema entsprechend § 23. 
 
 

§ 25 
Besondere Forderungen an eine Bachelorarbeit 

 
(1) Die Bachelorarbeit ist mit einer Erklärung dar-

über zu versehen, dass die Arbeit selbständig verfasst, in 
gleicher oder ähnlicher Fassung noch nicht in einem ande-
ren Studiengang als Prüfungsleistung vorgelegt wurde und 
keine anderen als die angegebenen Hilfsmittel und Quel-
len, einschließlich der angegebenen oder beschriebenen 
Software, verwendet werden. Diese Erklärung ist von allen 
beteiligten Autorinnen und Autoren zu unterzeichnen. 

 
(2) Die Bachelorarbeit ist fristgemäß und mit einer 

deutschsprachigen bibliographischen Zusammenfassung, 
in für wissenschaftliche Veröffentlichungen üblicher Form 
dreifach im Prüfungsamt einzureichen.  
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(3) Der Abgabezeitpunkt ist im Prüfungsamt akten-
kundig zu machen.  
 
 

§ 26 
Bewertung der Bachelorarbeit 

 
(1) Zur Bewertung der Bachelorarbeit sind zwei 

Gutachten notwendig. Gutachten sind in der Regel inner-
halb von vier Wochen von der 1. und 2. Prüfungsperson zu 
erstellen. 

 
(2) Bewertet ein Gutachten die Arbeit mit „nicht be-

standen“, aber das zweite Gutachten positiv, so ist ein 
weiteres Gutachten vom Prüfungsausschuss zu bestellen. 
Bewertet die zusätzlich bestellte Prüferin bzw. der zusätz-
lich bestellte Prüfer die Arbeit ebenfalls mit „nicht bestan-
den“, ist die Bachelorarbeitsnote „nicht bestanden“. Im 
positiven Fall ergibt sich die endgültige Bewertung aus 
dem arithmetischen Mittel der Einzelnoten aller Gutachten, 
mindestens aber mit der Note 4,0 „ausreichend“. 

 
(3) Wird die Bachelorarbeit ohne einen vom Prü-

fungsamt anerkannten Grund nicht fristgemäß abgeliefert, 
gilt sie als mit „nicht bestanden“ bewertet. 

 
(4) Für die Bewertung gilt ansonsten § 12. 

 
 

§ 27 
Kolloquium der Bachelorarbeit 

 
(1) Voraussetzung für die Zulassung zum Kolloqu-

ium ist das Vorliegen von mindestens zwei positiven Gut-
achten zur Bachelorarbeit und der Nachweis aller nach § 
20 Punkte 3 bis 5 geforderten Leistungen.  

 
(2) Das Kolloquium ist in der Regel öffentlich. Die 

Nichtöffentlichkeit ist vom Prüfungsausschuss zu verfügen. 
 

(3) Am Tage des Bachelorkolloquiums kann die 
bzw. der Vorsitzende (1. Prüferin bzw. Prüfer) der Bache-
lorprüfungskommission die Kommission auf maximal fünf 
Mitglieder vervollständigen. Die Kommission besteht aus 
der bzw. dem Vorsitzenden und mindestens noch einer 
Prüferin bzw. noch einem Prüfer. Wurden drei Gutachten 
bestellt, gehören alle drei Gutachterinnen und Gutachter 
zur Bachelorprüfungskommission. Die Kommission ist zu 
Beginn des Kolloquiums bekannt zu geben. Die oder der 
Vorsitzende bestimmt die Dauer des Bachelorarbeitskollo-
quiums. Sie soll 90 Minuten nicht überschreiten. Das 
Kolloquium besteht aus dem Referat der Autorin bzw. des 
Autors, eventuell auch aller Autorinnen bzw. Autoren, und 
der Diskussion. 
 

(4) Jedes Kommissionsmitglied vergibt eine Kollo-
quiumsnote nach § 12 Abs. 2. Die Gesamtnote des Bache-
lorkolloquiums ergibt sich als arithmetisches Mittel der 
Noten der Kommissionsmitglieder, die nach § 12 Absätze 
3, 4 und 5 gebildet und protokolliert wird. Die Gesamtnote 
des Bachelorkolloquiums ist nach § 12 Abs. 5 durch die 
bzw. den Vorsitzenden zu verkünden. 

§ 28 
Wiederholung von Bachelorarbeit und Kolloquium 

 
(1) Die Bachelorarbeit kann, wenn sie mit „nicht be-

standen“ bewertet wurde oder als mit „nicht bestanden“ 
bewertet gilt, einmal wiederholt werden; eine zweite Wie-
derholung ist ausgeschlossen. Eine Rückgabe des The-
mas bei der Wiederholung der Bachelorarbeit ist jedoch 
nur zulässig, wenn von dieser Möglichkeit nicht bei der 
ersten Bachelorarbeit Gebrauch gemacht wurde. Das neue 
Thema der Bachelorarbeit wird in angemessener Frist 
ausgegeben. Versäumt die Studentin bzw. der Student, 
innerhalb von vier Wochen nach Bekanntgabe der Note 5 
ein neues Thema zu beantragen, erlischt der Prüfungsan-
spruch, es sei denn, dass die Kandidatin bzw. der Kandi-
dat das Fristversäumnis nicht zu vertreten hat. 

 
(2) Das Kolloquium kann, wenn es mit „nicht be-

standen“ bewertet wurde oder als mit „nicht bestanden“ 
bewertet gilt, einmal wiederholt werden; eine zweite Wie-
derholung ist ausgeschlossen. Ansonsten gilt Abs. 1 Satz 
4 entsprechend. 

 
(3) § 13 Abs. 8 gilt entsprechend. 

 
 
 

V. 
Zwischenprüfung 

 
 

§ 29 
Bestandteile, Zulassung, Gesamtnote 

(entfällt) 
 
 
 

VI. 
Schlussbestimmungen 

 
 

§ 30 
In-Kraft-Treten der Bachelorprüfungsordnung 

 
Diese Bachelorprüfungsordnung tritt nach ihrer Ge-

nehmigung durch die Präsidentin bzw. den Präsidenten 
der Hochschule Anhalt (FH) am Tage nach ihrer Bekannt-
machung im "Amtlichen Mitteilungsblatt der Hochschule 
Anhalt (FH)" in Kraft. 
 

Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des Fachbe-
reichsrates des Fachbereiches Angewandte Biowissen-
schaften und Prozesstechnik vom 23.03.2006 und des 
Senates der Hochschule Anhalt (FH) vom 11.10.2006 und 
der Genehmigung durch den Präsidenten der Hochschule 
Anhalt (FH) vom 27.02.2007. 
 

Veröffentlicht in „Amtliches Mitteilungsblatt der Hoch-
schule Anhalt (FH)“ Nr. 23/2007 am 28.02.2007. 
 
Köthen, den 27.02.2007 
 
 
 
 
Prof. Dr. Dr. h. c. Dieter Orzessek 
Präsident der Hochschule Anhalt (FH) 
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Anlage 1: Bachelorurkunde 
 
 
Hochschule Anhalt (FH) 
Fachbereich Angewandte Biowissenschaften und Prozesstechnik 
 
 

B a c h e l o r u r k u n d e (Zweisprachig gem.  § 14(1) HSG LSA) 
 
 
 
Die Hochschule Anhalt (FH) 
 
Fachbereich Angewandte Biowissenschaften und Prozesstechnik  
verleiht mit dieser Urkunde 
 
Frau/Herrn ________________________________________________ 
 
geboren am ______________  in  ______________________________ 
 
den Hochschulgrad 
 
  Bachelor of Engineering 
  (B.Eng.) 
 
nachdem sie/er die Bachelorprüfung 
 
im Studiengang Pharmatechnik 
 
am  ____________________  bestanden hat. 
 
 
 
 
 
(Siegel)       Ort, den _________________ 
               (Datum) 
 
 
 
 
 
____________________________            ________________________ 
Die Vorsitzende / Der Vorsitzende        Die Dekanin / Der Dekan 
        des Prüfungsausschusses 
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Anlage 2: Zeugnis über die Bachelorprüfung  
(Zweisprachig gem. § 14(1)) 
 
 
 
Hochschule Anhalt (FH) 
 
 
Z e u g n i s über die Bachelorprüfung 
 
Frau/Herr _____________________________________________ 
geboren am _____________________________________________ 
 
hat die Bachelorprüfung im Studiengang Pharmatechnik 
 
mit der Gesamtnote ____________________________ bestanden. 
 
Prüfungen        Beurteilungen 
 
Pflichtmodule: ... 
Wahlpflichtmodule: ... 
Zusatzmodule: ... 
Bachelorarbeit über das Thema: ... 
Note der Bachelorarbeit: ... 
Note des Kolloquiums zur Bachelorarbeit: ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ort, den  _____________________ 
   (Datum) 
 
 
 
 
 
____________________________    ____________________ 
Die Vorsitzende / Der Vorsitzende  (Siegel) Die Dekanin / Der Dekan 
        des Prüfungsausschusses 
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Anlage 3: Bestandteile der Bachelorprüfung 
 
Bestandteile der Bachelorprüfung sind: die Pflicht- und Wahlpflichtmodule, die Bachelorarbeit, das Bachelorarbeitskolloquium. 
Prüfungsvoraussetzungen sind die Vorleistungen nach dieser Anlage sowie der Nachweis über ein 12-wöchiges Praktikum mit 
Kolloquium. 
 
Pflichtmodule Regelprü-

fungs-
semester 

Prüfungs-
art 

Zeitdauer 
der Prüfung 

Anrechnung 
der Teilleis-

tung 

Vorleistungen 

Mathematik I 1. K 90 min 100 % keine 

Mathematik II 2. K 90 min 100 % keine 

Informatik 1. K 120 min 100 % LNW für P 

Physik 1. K 90 min 100 % LNW für P 

Elektrotechnik 3. K 90 min 100 % LNW für P 

Grundlagen der Mess- und Regelungstechnik 4. K 120 min 100 % LNW für P 

Allg. Anorg. Chemie 
1. 

2. 

K 

K 

90 min 

90 min 

50 % 

50 % 
LNW für P 

Organische Chemie* 
2. 

3. 

K 

K 

90 min 

45 min 

70 % 

30 % 

LNW Fach-DB* 

LNW für P 

Physikal. Chemie 
2. 

3. 

K 

K 

90 min 

90 min 

50 % 

50 % 
LNW für P 

Biochemie 3. m.P. 30 min 100 % LNW für P 

Biologie 1. K 120 min 100 % LNW für P 

Betriebswirtschaftslehre 4. K 120 min 100 % keine 

Fremdsprachen 2. LNW    

Pharmazeutische Technologie I 4.  K 45 min 100 % LNW für P 

Pharmazeutische Technologie II 6. m.P. 30 min 100 % LNW für P 

Pharmazeutische Analytik 4. K 90 min 100 % LNW für P 

Qualitätsmanagement und Arzneimittelrecht 6. K 90 min 100 % LNW 

Pharmazeut. Grundlagen 5. 
K 

K 

45 min 

45 min 

50 % 

50 % 
LNW 

Pharmazeutische Betriebstechnik 5. m.P. 30 min 100 % 2 LNW 

Verpackungstechnik 6. m.P. 20 min 100 % LNW für P 

Pharmabiotechnologie 6. m.P. 30 min 100 % LNW für P 

Gentechnik 6. K 90 min 100 % LNW für P 

Verfahrenstechnik 4. K 90 min 100 % LNW für P 

Projektarbeit 6. Projekt  100 % keine 

Berufspraktikum mit Kolloquium 7. LNW    

Bachelorarbeit 7. H  100 % lt. § 24 

Kolloquium 7. Präsentati-
on 90 min 100 % lt. § 27 

 
* Einschließlich „Einführung Fachdatenbanken“, der Leistungsnachweis ist bis zum 3. FS zu absolvieren. 
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Wahlpflichtmodule*) Prüfungsart Zeitdauer 

der Prüfung 
Anrechnung 
der Teilleis-

tung 

Vorleistungen 

Prozess- und Anlagentechnik K 120 min 100 % LNW für P 

Kosmetika K 90 min 100 % LNW für P 

Steuerungstechnik K 90 min 100 % LNW für P 

Zellkulturtechnik K 90 min 100 % LNW für P 

Molekulargenetik K 90 min 100 % Keine 

Enzymologie und Stoffwechsel K 120 min 100 % LNW für P 

Biopharmazie m.P. 20 min 100 % keine 

Drogenzubereitungen m.P. 30 min 100 % keine 

Projektarbeit Arzneimittelentwicklung Projekt  100 % keine 

Projektarbeit Molekularbiologische Methoden Projekt  100 % keine 

Modern Drug Delivery (engl.) LNW    

Solibilisation (engl.) LNW    

Sensoren- und Mikrosysteme LNW    

Betriebliche Informationssysteme LNW    

Wirkstoffsuche und Wirkstoffdesign LNW    

Oberflächen- und Grenzflächenphänomene LNW    
 
*) Aus dem in der Tabelle zusammengefassten Katalog der Wahlpflichtmodule sind von den Studierenden zwei Module abzu-
schließen, die eine Prüfung (Klausur, mündliche Prüfung oder Projekt mit Verteidigung) vorsehen. 
 
Legende:   
H - Hausarbeit, K - Klausur, m.P. – mündliche Prüfung, Projekt (vergl. § 9). 
LNW - Leistungsnachweis, LNW für P – Leistungsnachweis für Praktikum 
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Anlage 4: Diploma Supplement 
 
Teil Inhalt   

1 INFORMATION IDENTIFYING THE 
HOLDER OF THE QUALIFICATION Persönliche Daten 

1.1 Family Name Name 
1.2 First Name Vorname 
1.3 Date, Place; Country of Birth Geburtsdatum, Geburtsort, Geburtsland 
1.4 Student ID Number or Person Code Matrikel-Nr. 

2 INFORMATION IDENTIFYING 
THE QUALIFICATION 

Bachelor im Studiengang Pharmatechnik 
Hochschule Anhalt (FH) Fachbereich Ange-
wandte Biowissenschaften und Prozesstechnik 

2.1 Name of Qualification Bachelor of Engineering für Studiengang Phar-
matechnik 

2.2 Main Fields of Study siehe Zeugnis der Bachelorprüfung 
2.3 Name of Awarding Institution Hochschule Anhalt (FH) 

2.4 Administering Institution 
Hochschule Anhalt (FH) Fachbereich Ange-
wandte Biowissenschaften und Prozesstechnik, 
Staatliche Hochschule 

2.5 Language of Instruction Deutsch 

3 INFORMATION ON THE LEVEL 
OF THE QUALIFICATION Ebene der Qualifikation 

3.1 Level of Qualification Bachelor 
3.2 Length of Programme sieben  Semester 
3.3 Access Requirements Abitur oder Fachhochschulreife (anerkannte) 

4 INFORMATION ON THE CONTENTS 
AND THE RESULTS GAINED Studieninhalte und Studienerfolg 

4.1 Mode of Study siebensemestriges Vollstudium (direkt) 

4.2 Programme Requirements Studienanforderungen – Studienverlaufsbe-
schreibung - Modulfolge (ca. ½ Seite) 

4.3 Programme Details 
Modularisiertes siebensemestriges Studium mit 
integriertem 12-wöchigen Berufspraktikum und 
zehnwöchiger Abschlussarbeit  

4.4 Grading Scheme Notenskalen aus  §§ 12 und 21 anfügen 
4.5 Overall Classification Gesamtbewertung aus dem Zeugnis 

5 INFORMATION ON THE FUNCTION 
OF THE QUALIFICATION Funktionen der Qualifikation 

5.1 Access to Further Study Zugang zu weiteren Studien, z. B. Master 
5.2 Professional Status Beruflicher Status – berufsqualifizierend 
6 ADDITIONAL INFORMATION Zusätzliche Informationen 
6.1 Additional Information Zusätzliche Informationen 
6.2 Further Information Sources siehe www.hs-anhalt.de 
7 CERTIFICATION OF THE SUPPLEMENT Zertifizierung des Diploma Supplements 

7.1 Place/Date of Certification Ort/Datum der Ausstellung des Diploma Supp-
lements 

7.2 Certifying Official Prof. Dr. Y – Prüfungsausschussvorsitzender 
7.3 Official Post Dienststellung/Dienststellenadresse 
7.4 Seal/Stamp Siegel/Stempel 

8 INFORMATION ON THE NATIONAL 
HIGHER EDUCATION SYSTEM 

Information über das nationale Hochschulsys-
tem. (KMK Beschluss vom 10.10.03) 

 
Hinweis: Das Diploma Supplement ist in englischer Sprache dem Zeugnis beizulegen! 
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Hochschule Anhalt (FH) 
 
 
 

STUDIENORDNUNG 
 
 
 

für den Bachelor-Studiengang 
 
 
 
 

PHARMATECHNIK 
 
 
 

vom 11.10.2006 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§   1 Geltungsbereich, Rechtsgrundlagen 
§   2 Zulassungsvoraussetzungen und Studienbeginn 
§   3 Studienberatung 
§   4 Studienziele 
§   5 Modularisierung und Vergabe von Anrech-

nungspunkten (Credits) 
§   6 Studiendauer und Aufbau des Studiums 
§   7 Studienplan und Studieninhalte 
§   8 Vermittlungsformen 
§   9 Prüfungen 
§ 10  Zeugnis, Gesamtnote, Bachelorurkunde und 

Diploma Supplement 
§ 11  Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistun-

gen 
§ 12  Berufspraktikum 
§ 13  In-Kraft-Treten 
 
 
 
 
 
Anlagen 
 
Anlage 1: Studienplan der Lehrveranstaltungen in den 
Semestern 
Anlage 2: Rahmensemesterplan - Wochenplan 
 
 
 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich, Rechtsgrundlagen 

 
(1) Diese Studienordnung gilt für den Bachelorstu-

diengang Pharmatechnik mit dem Abschluss 
 

Bachelor of Engineering 
 

an der Hochschule Anhalt (FH) Fachbereich Angewandte 
Biowissenschaften und Prozesstechnik. 

 
(2) Die Rechtsgrundlagen sind: 

1. Das Hochschulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt  in 
der jeweils gültigen Fassung. 
2. Die Prüfungsordnung des Studienganges Pharma-
technik der Hochschule Anhalt (FH) zur Erlangung des 
akademischen Grades eines Bachelors vom 23.03.2006. 

 
§ 2 

Zulassungsvoraussetzungen und Studienbeginn 
 
(1) Die Qualifikation für das Studium ist entspre-

chend dem Hochschulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 
nachzuweisen.  

 
(2) Studienbeginn ist der erste Tag des Winterse-

mesters. 
 
 

§ 3 
Studienberatung 

 
(1) Die allgemeine Studienberatung der Hochschule 

Anhalt (FH) informiert Studieninteressierte über Studien-
möglichkeiten, Studienabschlüsse, Zulassungsvorausset-
zungen, Zulassungsbeschränkungen, Studienbedingungen 
sowie über Inhalte, Aufbau und Anforderungen eines 
Studiums. Sie berät unter Berücksichtigung individueller 
Studienneigung. 
 

(2) Die Studienfachberatung erfolgt durch den Fach-
bereich und unterstützt die Studierenden durch studienbe-
gleitende, fachspezifische Beratung, insbesondere über 
Gestaltungsmöglichkeiten im Studienablauf und unterstützt 
bei persönlich bedingten Störungen im Studienverlauf. Die 
Studienfachberaterin oder der Studienfachberater orientie-
ren sich bis zum Ende des ersten Studienjahres über den 
bisherigen Studienverlauf, informieren die Studierenden 
und führen ggf. eine Studienberatung durch. 
 

(3) Für jeden Studiengang wird vom Fachbereich 
eine Professorin bzw. ein Professor mit der Studienfachbe-
ratung beauftragt.  

 
 

§ 4 
Studienziele 

 
(1) Im Bachelorstudiengang Pharmatechnik werden 

umfangreiche ingenieurtechnische, mathematische und 
naturwissenschaftliche Kenntnisse vermittelt, um die Ab-
solventen zu wissenschaftlicher Arbeit und verantwortli-
chem Handeln bei der beruflichen Tätigkeit zu befähigen. 
Insbesondere werden die Studierenden in die Lage ver-
setzt, neue Ergebnisse der Ingenieur- und Naturwissen-
schaften unter Berücksichtigung betriebswirtschaftlicher, 
ökologischer und sicherheitstechnischer Erfordernisse in 
der Pharmaindustrie und verwandten Industriezweigen 
anzuwenden. Sie lernen, Prozesse im Bereich der Herstel-
lung von Arzneimitteln, Kosmetika und Nahrungsergän-
zungsmittel zu entwickeln, zu steuern, zu überwachen, 
Anlagen und Ausrüstungen auszuwählen und zu betrei-
ben. 

 
(2) Im Verlauf des Studiums werden auf der Basis 

eines mathematisch-naturwissenschaftlichen, ingenieur-
technischen und betriebswirtschaftlichen Grundlagenwis-
sens Kenntnisse und Fertigkeiten auf dem Gebiet der 
Planung, der Auslegung und dem Betrieb verfahrenstech-
nischer Prozesse und Anlagen und dem dabei erforderli-
chen Qualitätsmanagment praxisbezogen vermittelt. Das 
erworbene Wissen wird exemplarisch vertieft, indem Pro-
zesse der chemischen und pharmazeutischen Industrie 
detailliert behandelt werden. Das Studium zeichnet sich 
durch Anwendungsbezug und hohen Praktikums- und 
Projektanteil aus. Die Einsatzgebiete der Absolventinnen 
und Absolventen sind entsprechend dem Ausbildungsziel 
weit gefächert. Sie reichen von der Pharma- und Kosme-
tikindustrie über den Maschinen- und Anlagenbau bis hin 
zu Ingenieur- und Planungsbüros. Wesentliche Aufgaben 
des Pharmatechnik-Ingenieurs sind Forschung und Ent-
wicklung im Bereich von Wirkstoffen und Rezepturen, 
Planung und Betrieb von Verfahren und Anlagen, sowie 

Amtliches Mitteilungsblatt der Hochschule Anhalt (FH) Nr. 23/2007 vom 28.02.2007

29



  

Qualitätssicherung und Kontrolle im Bereich der industriel-
len Arzneimittel- und Kosmetikaproduktion. 
 

(3) Mit dem Bachelor wird grundsätzlich die Eignung 
zur Aufnahme eines Masterstudiums festgestellt. 

 
 

§ 5 
Modularisierung und Vergabe von Anrechnungspunk-

ten (Credits) 
 

(1) Das Studium ist modular aufgebaut. Ein Modul 
ist ein inhaltlich zusammenhängender Lehr- und Lernab-
schnitt, der durch zu erbringende Prüfungsleistung oder 
sonstige überprüfbare Studienleistungen abgeschlossen 
wird. Die einzelnen Module sind in der Anlage 1 der Stu-
dienordnung beschrieben. 
 

(2) Für den erfolgreichen Abschluss eines Moduls, 
des Berufspraktikums und der Bachelorarbeit werden 
Anrechnungspunkte vergeben. Die Anzahl der Anrech-
nungspunkte richtet sich nach dem durchschnittlichen 
Arbeitsaufwand, der durch die Studierenden für das jewei-
lige Modul zu erbringen ist. Zum Arbeitsaufwand zählen 
sowohl die Teilnahme an Lehrveranstaltungen (Präsenz-
studium) als auch Vor- und Nachbereitungszeiten von 
Lehrveranstaltungen, Prüfungsvorbereitungen, Erbringun-
gen von Studien- und Prüfungsleistungen einschließlich 
Berufspraktika sowie des Selbststudiums. Credits sind 
ohne Dezimalstelle zu vergeben, pro Modul 5 +/- 1 oder 
ein Vielfaches davon. 
 

(3) Ein Anrechnungspunkt entspricht einem Credit 
nach dem European Credit Transfer System (ECTS). Für 
den Erwerb eines Credits wird ein Arbeitsaufwand von 
etwa 30 Zeitstunden zugrunde gelegt. Pro Semester sind 
ca. 30 Credits zu erwerben, das entspricht einer Arbeitsbe-
lastung von 900 Zeitstunden. 

 
 

§ 6 
Studiendauer und Aufbau des Studiums 

 
(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich Prü-

fungszeit sieben Semester. Für den Bachelor-Abschluss 
sind mindestens 210 Credits nachzuweisen. 
 

(2) Das Studium enthält ein berufsqualifizierendes 
Studienangebot in Form von modular aufgebauten Lehr-
veranstaltungen. Im siebenten Semester finden vorzugs-
weise außerhalb der Hochschule das nicht teilbare 12-
wöchige Berufspraktikum und die zehnwöchige Bachelo-
rarbeit statt. Die Bachelorarbeit ist in einem Kolloquium zu 
verteidigen. 
 
 

§ 7 
Studienplan und Studieninhalte 

 
(1) Für das Studium gilt der Studienplan in Anlage 

1. Er ist auf das Studienziel ausgerichtet und Bestandteil 
dieser Studienordnung. Er enthält eine Empfehlung für den 
zeitlichen Ablauf des Studiums und gibt die Anzahl der 
Semesterwochenstunden pro Modul und die zu erwerben-
den Credits an. 
 

(2) Für besonders befähigte Studierende ist die Ver-
einbarung von Sonderstudienplänen zulässig. 
 

(3) Im Studienplan vorgeschrieben sind Pflichtmo-
dule und Wahlpflichtmodule. Pflichtmodule sind Module, 
die für alle Studierenden verbindlich sind. Wahlpflichtmo-
dule sind Module, die einzeln oder in Gruppen alternativ 
angeboten werden. Jede Studierende bzw. jeder Studie-
rende muss unter ihnen nach Maßgabe des Studienplanes 
und auf Empfehlung der Studienfachberatung eine be-

stimmte Auswahl treffen. Die gewählten Module werden 
wie Pflichtmodule behandelt. Das Angebot an Wahlpflicht-
fächern kann auf Beschluss des Fachbereichsrates jeweils 
vor Semesterbeginn präzisiert werden. 
 

(4) In den ersten drei Fachsemestern ist ein Pflicht-
modul Fremdsprachen im Umfang von vier Semesterwo-
chenstunden (SWS) enthalten, die mit mindestens vier 
Credits belegt sind. Bis zum dritten Fachsemester ist ein 
Befähigungsnachweis (Schein) für „Einführung in Fachda-
tenbanken“ im Umfang von einer SWS (- zugeordnet dem 
Modul Organische Chemie) abzulegen. 
 

(5) Über die Pflicht- und Wahlpflichtmodule hinaus 
können die Studierenden Zusatzmodule belegen. Zusatz-
module sind Module, die für die Erreichung des Studien-
ziels nicht verbindlich vorgeschrieben sind. Sie können von 
den Studierenden aus dem gesamten Studienangebot der 
Hochschule zusätzlich gewählt werden. 

 
 

§ 8 
Vermittlungsformen 

 
(1) Die Vermittlung von Lehrinhalten erfolgt anwen-

dungsorientiert auf wissenschaftlicher Grundlage. Die 
Studieninhalte werden durch Vorlesungen, Seminare, 
Übungen, Projekte, Praktika und Exkursionen vermittelt. 
 

(2) Die Vermittlung von Lehrinhalten erfolgt in Vor-
lesungen durch ausgewählte inhaltliche und theoretische 
Fakten, Problemstellungen und Methoden zum jeweiligen 
Lehrgebiet. 
 

(3) Die Vermittlung von Lehrinhalten im Seminar er-
folgt durch Dialog- und Diskussionsphasen zwischen 
Lehrenden und Studierenden. 
 

(4) In Praktika und in Übungen wird der Lehrstoff in 
systematischer Weise durchgearbeitet. Lehrende leiten die 
Veranstaltungen, stellen Aufgaben und bieten Lösungshil-
fen an. Die Studierenden arbeiten einzeln oder in Grup-
pen. 
 

(5) In Projekten tragen Studierende unter Betreuung 
von Prüfungsberechtigten sowie zusätzlich durch selbst 
organisiertes Arbeiten auf dem Weg der Kleingruppenar-
beit zur Verarbeitung, Analyse und Lösung von Problemen 
aus der unmittelbaren Berufspraxis bei. Die Ergebnisse 
werden in einem Projektbericht dargestellt und verteidigt. 
 

(6) Exkursionen sind Bestandteil des Studiums. Sie 
dienen dazu, die Lehrinhalte und den Kontakt zur berufli-
chen Praxis während des Studiums zu vertiefen sowie 
aktuelle Probleme von Unternehmen einer bestimmten 
Region kennen zu lernen und zu beurteilen. 
 
 

§ 9 
Prüfungen 

 
(1) Die Bachelorprüfung besteht aus den Pflichtmo-

dul- und Wahlpflichtmodulprüfungen, Projekten mit Vertei-
digung, der Bachelorarbeit und dem Kolloquium zur Ba-
chelorarbeit. Prüfungsvoraussetzungen sind die Prüfungs-
vorleistungen nach Prüfungsordnung. 
 

(2) Die Bachelorprüfung wird durch die Prüfungs-
ordnung zur Erlangung des akademischen Grades eines 
Bachelors geregelt. 
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§ 10 
Zeugnis, Gesamtnote, Bachelorurkunde und Diploma 

Supplement 
 

(1) Hat die Studentin bzw. der Student alle Teile der 
Prüfungen bestanden, wird die Gesamtnote der Bache-
lorprüfung gemäß der Prüfungsordnung ermittelt. 
 

(2) Es werden gemäß der Prüfungsordnung ein 
Zeugnis, eine Bachelorurkunde und ein Diploma Supple-
ment nach Prüfungsordnung des Studienganges ausge-
stellt. 
 
 

§ 11 
Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen 

 
Über die Anrechnung von Studien- und Prüfungsleis-

tungen sowie Credits entscheidet der Prüfungsausschuss 
gemäß der Prüfungsordnung des Studienganges auf 
Antrag. 

§ 12 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Studienordnung tritt gleichzeitig mit der Prü-

fungsordnung des Studienganges Pharmatechnik vom 
11.10.2006 in Kraft. 
 

Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des Fachbe-
reichsrates des Fachbereiches Angewandte Biowissen-
schaften und Prozesstechnik vom 23.03.2006 und des 
Senates der Hochschule Anhalt (FH) vom 11.10.2006 und 
der Genehmigung durch den Präsidenten der Hochschule 
Anhalt (FH) vom 27.02.2007. 
 

Veröffentlicht in „Amtliches Mitteilungsblatt der Hoch-
schule Anhalt (FH)“ Nr. 23/2007 am 28.02.2007. 
 
 
Köthen, den 27.02.2007 
 
 
 
 
 
 
 
 
Prof. Dr. Dr. h. c. Dieter Orzessek 
Präsident der Hochschule Anhalt (FH) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage 1: Studienplan der Lehrveranstaltungen in den Semestern 
 

1. Semester 12 Wochen Vorlesungen impl. 
Praktika, Übungen 

6 Wochen Praktika, Übungen, Projekte, 
Exkursionen, Prüfungen 

     29 Credits 

2. Semester 12 Wochen Vorlesungen impl. 
Praktika, Übungen  

 6 Wochen Praktika, Übungen, Projekte, 
Exkursionen, Prüfungen 

     29 Credits 

3. Semester 12 Wochen Vorlesungen impl. 
Praktika, Übungen  

6 Wochen Praktika, Übungen, Projekte, 
Exkursionen, Prüfungen 

     29 Credits 

4. Semester Vorlesungen impl. Praktika, Übungen, Exkursionen, Projekte, Prüfungen      31 Credits 

5. Semester Vorlesungen impl. Praktika, Übungen, Exkursionen, Projekte, Prüfungen      31 Credits 

6. Semester Vorlesungen impl. Praktika, Übungen, Exkursionen, Projekte, Prüfungen      31 Credits 

7. Semester 12 Wochen Berufspraktikum 10 Wochen Bachelorarbeit      30 Credits 
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noch Anlage 1 
 
Wahlpflichtmodule *) Semesterwochenstunden Credits 
Prozess- und Anlagentechnik 4 4 
Kosmetika 4 4 
Steuerungstechnik 4 4 
Zellkulturtechnik 4 4 
Molekulargenetik 3 4 
Enzymologie und Stoffwechsel 6 6 
Biopharmazie 4 4 
Drogenzubereitungen 4 4 
Projektarbeit Arzneimittelentwicklung 4 4 
Projektarbeit Molekularbiologische Methoden 4 4 
Modern Drug Delivery (engl.) 4 4 
Solibilisation (engl.) 4 4 
Sensoren und Mikrosysteme 4 4 
Betriebliche Informationssysteme 4 4 
Wirkstoffsuche und Wirkstoffdesign 4 4 
Oberflächen- und Grenzflächenphänomene 4 4 
 
*)  Wahlpflichtmodule sind so zu wählen und abzuschließen, das mindestens 12 Credits erworben werden. Dabei sind von den 
Studierenden zwei Module abzuschließen, die eine Prüfung (Klausur, mündliche Prüfung oder Projekt) vorsehen. 
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Hochschule Anhalt (FH) 
 
 
 

Gebührenerhebung bei 
Überschreitung der Regel-

studienzeiten 
 
 
 
 
 
 

Beschluss des Senats der Hochschule Anhalt (FH) 
vom 16.03.2005 

 
in der Fassung vom 11.10.2006 

 
Auf Grund des § 112 i.V.m. §§ 111 Abs. 8 und 122 Abs. 5 
HSG LSA vom 05.05.2004 (GVBl. LSA Nr. 25/2004 vom 
12.05.2004 S. 256) hat der Senat der Hochschule Anhalt 
(FH) nachstehende Satzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
(1) Die Satzung gilt für alle Studierenden der Hoch-

schule Anhalt (FH), die in einem Studiengang der zu ei-
nem berufsqualifizierenden Abschluss führt, oder in einem 
postgradualen Studiengang eingeschrieben sind, sofern 
für diese keine Lernmittelpauschalen oder Studiengebüh-
ren erhoben werden. 
 

(2) Gebührenpflichtig sind alle Studierenden, die die 
Regelstudienzeit eines Studienganges um mehr als vier 
Fachsemester überschritten haben, bzw. die bei vorheri-
gem einmaligem Wechsel des Studienganges bis zum 
Abschluss des zweiten Semesters eine Gesamtstudienzeit 
(Hochschulsemester) von mehr als sechs Semestern 
gegenüber der Regelstudienzeit des nunmehr betriebenen 
Studienganges aufweisen. Als Hochschulsemester gelten 
dabei alle Zeiten eines Studiums an einer Hochschule im 
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes, ein-
schließlich Berufsakademien und anderer Hochschulen, 
sofern deren Abschlüsse denen staatlicher Hochschulen 
gleich gestellt sind. 
 

(3) Als Regelstudienzeit gilt die, laut Prüfungsord-
nung bestimmte Anzahl von Fachsemestern, bei konseku-
tiven Studiengängen die Gesamtregelstudienzeit des 
Bachelor- und Masterstudienganges bis zu maximal zehn 
Semestern. Für Studierende, die in mehr als einem Stu-
diengang eingeschrieben sind, gilt die Zeit des Studien-
ganges mit der längsten Regelstudiendauer. 
 

(4) Im Falle eines Teilzeitstudiums wird die Studien-
zeit anteilig angerechnet und dabei auf volle Semester 
abgerundet. 
 
 

§ 2 
Gebührenhöhe und Fälligkeit 

 
(1) Die Gebühr beträgt 500 € pro Semester. 

 
(2) Bei Überschreitung der Fristen gemäß § 1 Abs. 

2 wird die Gebühr erstmalig zum Wintersemester 2005/06 
(Beginn 01.10.2005) fällig und nachfolgend für jedes 
weitere Semester, es gelten die Rückmeldefristen 01.06. 

bis 01.07. d. J. für das Wintersemester und 07.01. bis 
07.02. d. J. für das Sommersemester. 
 

(3) Die Gebühr ist mit der Rückmeldung zum jewei-
ligen Semester zu entrichten. Sie ist auf folgendes Konto 
zu überweisen bzw. einzuzahlen: 
Empfänger: Hochschule Anhalt (FH) 
Konto.-Nr.: 8100 1509 
BLZ: 8100 0000 
Kreditinstitut: Deutsche Bundesbank, Filiale 

Magdeburg 
Verwendungszweck: Matrikelnummer, Name, Vorna-

me; Langzeitgebühr 
Der Einzahlungsbeleg über die Langzeitgebühr ist mit der 
Rückmeldung vorzuweisen. 
 
 

§ 3 
Zuständigkeit und Verfahren 

 
(1) Zuständig für den Gebühreneinzug, die Kontrolle 

und Abrechnung ist die Abteilung für Studentische Ange-
legenheiten der Hochschule Anhalt (FH). 
 

(2) Studierende, die die Fristen gemäß § 1 Abs. 2 
mit Beginn des nachfolgenden Semesters voraussichtlich 
überschreiten werden durch die Abteilung für Studentische 
Angelegenheiten bis zum 20.04. d. J. (für nachfolgendes 
Wintersemester1)) bzw. 20.10. d. J. (für nachfolgendes 
Sommersemester1)) gemäß Verwaltungsverfahrensgesetz 
per Bescheid auf die mögliche Fristüberschreitung und die 
dadurch fälligen Gebühren ab 01.10 (Wintersemester) 
bzw. 01.04. (Sommersemester) hingewiesen, falls sie das 
Studium nicht bis zum Ende des aktuellen Semesters 
abschließen. Dieser Gebührenbescheid erstreckt sich 
auch auf jedes der nachfolgenden Semester (Dauerbe-
scheid) bis zum Abschluss des Studiums oder der Exmat-
rikulation aus anderem Grunde, die Dauerbescheide gel-
ten erstmalig zum Sommersemester 2007. Gegen diesen 
Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim 
Präsidenten der Hochschule Anhalt (FH), Bernburger 
Straße 55, 06366 Köthen schriftlich oder zur Niederschrift 
einzulegen. 
 
 

§ 4 
Aufschiebende Fristen und Befreiungstatbestände 

 
(1) Auf Antrag des oder der Studierenden wird die 

Gebührenpflicht nach § 1 Abs. 2 hinausgeschoben um 
Zeiten: 
1. der Pflege und Erziehung von Kindern im Sinne des § 

25 Abs. 5 des Bundesausbildungsförderungsgeset-
zes, höchstens jedoch bis zum Erreichen der doppel-
ten Regelstudienzeit, und 

2. der aktiven Mitarbeit in Hochschulgremien, im Studie-
rendenrat sowie in Fachschaftsräten, höchstens je-
doch um zwei Semester, 

3. bei Vorliegen von Behinderungen und Erkrankungen, 
die nachweisbar Studienzeit verlängernde Auswir-
kungen haben oder hatten (- auch mehr als zwei Se-
mester), 

4. formell erteilter Urlaubssemester. 
 
 
_____ 
1) Wenn zu diesem Zeitpunkt die Gesamtstudiendauer in 
einem grundständigen, konsekutiven oder postgradualen 
Studiengang die Regelstudienzeit x + 4 Fachsemester 
oder mehr beträgt. Ausgenommen davon diejenigen Stu-
dierenden im Erststudium (grundständig/konsekutiv), 
deren Gesamtstudienzeit an einer Hochschule im Gel-
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes (Hochschul-
semester) unter Hinzurechnung eines einmaligen Studien-
gangswechsels die Zahl x + 6 nicht überschreitet. 
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(2) Gebührenpflicht besteht nicht, falls zum Zeit-

punkt der Fälligkeit der Gebühren der oder die Studieren-
de noch Leistungen nach dem Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz oder Einrichtungen der Begabtenförderung 
erhält oder wenn für das betreffende Semester eine Beur-
laubung erteilt wurde. 
 

(3) Studierende, die gleichzeitig an einer oder meh-
reren anderen Hochschulen des Landes Sachsen-Anhalt 
eingeschrieben sind, entrichten die Gebühr an der Hoch-
schule, an der sie den Studiengang mit der längsten Re-
gelstudienzeit belegen. 
 

(4) Bei der Erhebung der Gebühren sind soziale 
Gesichtspunkte zu berücksichtigen. Die Gebühren können 
auf Antrag ganz oder teilweise erlassen werden, wenn die 
Einziehung im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen 
würde, insbesondere in Fällen von Krankheit oder Behin-
derung. 
 

(5) Anträge gemäß Abs. 1 bis 4 sind für das bevor-
stehende Semester an die Abteilung für Studentische 
Angelegenheiten der Hochschule Anhalt (FH) zu richten, 
sie sind i.d.R. vor Ende der Rückmeldefrist des Semesters 
zu stellen, in dem die Frist nach § 1 Abs. 2 erstmalig oder 
weiterhin fällig wird, notwendige Nachweise zur Prüfung 
der Voraussetzungen sind beizufügen. Auf frühere Anträge 
kann Bezug genommen werden, die Erklärungen i.S. der 
Absätze 1 bis 4 sind aber erneut abzugeben, desgleichen 
die zugehörigen Nachweise, sofern ihre Geltungsdauer 
sich nicht auf das Antragssemester erstreckt. 
 
 

§ 5 
Rechtsfolgen bei Nichtentrichtung 

 
Gebührenpflichtige Studierende, die die Gebühren 

trotz Aufforderung nicht oder nicht in der benannten Frist 
entrichten, sind mit Fristablauf zu exmatrikulieren. 

§ 6 
Auskunftspflichten 

 
(1) Studienbewerberinnen und Studienbewerber 

sind verpflichtet, Erklärungen über bisherigen Studienzei-
ten an Hochschulen im Geltungsbereich des Hochschul-
rahmengesetzes abzugeben und entsprechende Nach-
weise beizufügen. Liegen die Voraussetzungen nach § 1 
Abs. 2 vor, wird die Gebühr mit der Einschreibung fällig. 
 

(2) Sind die Angaben nach Abs. 1 unrichtig oder 
unvollständig oder werden geforderte Nachweise nicht 
oder nicht fristgemäß erbracht, ist die Immatrikulation zu 
versagen. 
 

(3) Gründe gemäß § 4 können von Studienbewer-
berinnen bzw. Studienbewerbern geltend gemacht wer-
den. 
 
 

§ 7 
Verwendung der Gebühren 

 
Die eingenommenen Gebühren sind pro Semester 

auszuweisen und für die Sicherung der studentischen 
Ausbildung einzusetzen. 
 
 

§ 8 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt nach ihrer Bekanntgabe im Amtli-

chen Mitteilungsblatt der Hochschule Anhalt (FH) in Kraft. 
 
Köthen, den 16.10.2006 
 
 
 
Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Orzessek 
Präsident der Hochschule Anhalt (FH) 
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GRUNDORDNUNG 
 
 
 

des 
 
 
 

STUDENTENWERKES HALLE 
 
 
 

Bek. des MK vom 12.12.2006 
46.11-72102-H 

MBl.LSA Nr. 52/2006 vom 29.12.2006 
 
 
 

 
 
 
 
Inhaltsübersicht 
 
§   1 Name und Sitz des Studentenwerkes 
§   2 Zuständigkeitsbereiche 
§   3 Aufgaben des Studentenwerkes 
§   4 Gemeinnützigkeit 
§   5 Organisation und Verwaltung des Studentenwerkes 
§   6 Zusammensetzung und Bildung des Verwaltungsra-

tes 
§   7 Aufgaben des Verwaltungsrates 
§   8 Aufgaben des Geschäftsführers 
§   9 Grundsätze für die Wirtschaftsführung 
§ 10 Sprachliche Gleichstellung 
§ 11 In-Kraft-Treten 
 
 
 
 

Aufgrund von § 4 Abs. 1 und 2 des Studentenwerksge-
setzes (StuWG) vom 16.02.2006 (GVBl.LSA S. 40) hat der 
Verwaltungsrat des Studentenwerkes Halle gemäß § 7 
Abs. 1 Nr. 1 StuWG am 24.11.2006 folgende Grundord-
nung beschlossen, die das Kultusministerium am 
06.12.2006 genehmigt hat: 
 
 
 

§ 1 
Name und Sitz des Studentenwerkes 

 
Das Studentenwerk trägt den Namen Studentenwerk 

Halle und hat seinen Sitz in Halle. Das Studentenwerk 
führt ein Dienstsiegel mit der Umschrift „Studentenwerk 
Halle – Anstalt öffentlichen Rechts –„. 
 
 

§ 2 
Zuständigkeitsbereiche 

 
Das Studentenwerk Halle ist zuständig für die Studie-

renden 
1. der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 
2. der Burg Giebichenstein Hochschule für Kunst und 

Design Halle, 
3. der Hochschule Anhalt (FH), 
4. der Hochschule Merseburg (FH) und 
5. der Evangelischen Hochschule für Kirchenmusik im 

Rahmen der Ausführung der staatlichen Ausbildungs-
förderung. 

§ 3 
Aufgaben 

 
(1) Das Studentenwerk nimmt seine Angelegenhei-

ten nach den Grundsätzen der Selbstverwaltung im Rah-
men der Gesetze und der Grundordnung wahr, soweit sie 
ihm nicht als staatliche Auftragsangelegenheit übertragen 
sind. 

 
(2) Das Studentenwerk hat die Aufgabe, im Zu-

sammenwirken mit den ihm zugeordneten Hochschulen 
die Studierenden zu betreuen, zu fördern und Dienstleis-
tungen auf wirtschaftlichem, sozialem, gesundheitlichem, 
kulturellem und sportlichem Gebiet zu erbringen. Studie-
rende im Sinne des Studentenwerksgesetzes sind die 
eingeschriebenen Studierenden an den Hochschulen 
einschließlich der Promotionsstudenten sowie der Studie-
renden des Landesstudienkollegs. 

 
(3) Nach Maßgabe des § 2 Abs. 5 StuWG bietet das 

Studentenwerk Halle den Bediensteten seiner Einrichtung 
sowie der Hochschulen und ihren Gästen die Inanspruch-
nahme der Verpflegungsleistungen gegen ein kostende-
ckendes Entgelt, soweit die Erfüllung der Aufgaben des 
Studentenwerkes nicht beeinträchtigt wird.  

 
(4) Neben seinen Kernaufgaben übernimmt das 

Studentenwerk Leistungen im Rahmen des Caterings für 
Veranstaltungen der Hochschulen und Dritter.  
 
 

§ 4 
Gemeinnützigkeit 

 
(1) Das Studentenwerk verfolgt ausschließlich und 

unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-
schnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung 
i.d.F. der Bek. vom 01.10.2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I 
61), zuletzt geändert durch Art. 18 des Gesetzes vom 
05.09.2006 (BGBl. I S. 2098, 2106). Es ist selbstlos tätig 
und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwe-
cke. 

 
(2) Zur Verwirklichung seiner steuerbegünstigten 

Zwecke laut Grundordnung richtet das Studentenwerk 
wirtschaftliche Geschäftsbetriebe ein, die in ihrer Gesamt-
ausrichtung Zweckbetriebe darstellen. 

 
(3) Die Mittel des Studentenwerkes dürfen nur für 

die nach der Grundordnung bestimmten Zwecke verwen-
det werden. Es darf keine Person durch Ausgaben, die 
dem Zweck fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden. 
 
 

§ 5 
Organisation und Verwaltung 

 
(1) Die Organe des Studentenwerkes sind gemäß § 

5 StuWG der Verwaltungsrat und der Geschäftsführer. 
 
(2) Die Organe können in Wahrnehmung ihrer Auf-

gaben Arbeitsgruppen bilden, die sie in ihrer Arbeit bera-
ten und bei der Entscheidungsfindung unterstützen. 

 
(3) Die Aufbau- und Ablauforganisation des Studen-

tenwerkes ist in der jeweils gültigen Fassung der Allge-
meinen Geschäftsanweisung geregelt.  

 
(4) Der Vorsitzende des Verwaltungsrates ist Vor-

gesetzter des Geschäftsführers. 
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§ 6 
Zusammensetzung und Bildung des Verwaltungsrates 
 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 10 stimmbe-
rechtigten Mitgliedern, die von den staatlichen Hochschu-
len gemäß § 3 StuWG nach Maßgabe der Grundordnung 
bestimmt werden. 

 
(2) Die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder 

muss der Gruppe der Studierenden angehören. Jede 
Hochschule muss vertreten sein. Je 10.000 Studierende 
ist ein stimmberechtigtes Mitglied aus der Gruppe der 
Studierenden und ein stimmberechtigtes Mitglied aus der 
Gruppe der nichtstudentischen Vertreter der Hochschulen 
zu bestimmen. 

 
(3) Die studentischen Mitglieder des Verwaltungsra-

tes werden von den Studentenräten, die nichtstudenti-
schen Vertreter der Hochschulen von den Rektoraten 
vorgeschlagen. Die Wahl erfolgt durch den Senat der 
jeweiligen Hochschule. Das Ergebnis wird dem Geschäfts-
führer mitgeteilt. Der Geschäftsführer beruft die konstituie-
rende Sitzung des Verwaltungsrates ein und der Rektor 
der größten Hochschule leitet die Wahl des Vorsitzenden. 

 
(4) Der Verwaltungsrat wählt aus der Gruppe der 

stimmberechtigten Mitglieder seinen Vorsitzenden und den 
stellvertretenden Vorsitzenden. Die Wahl erfolgt in einer 
geheimen Abstimmung. Der Verwaltungsratsvorsitzende 
und sein Stellvertreter sind mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder zu wählen. 

 
(5) Der Verwaltungsrat kann durch Beschluss mit 

einfacher Mehrheit bis zu drei externe Sachverständige, 
insbesondere aus der Wirtschaft und der Sitzkommune mit 
beratender Stimme wählen. 

 
(6) Die Amtszeit der Mitglieder des Verwaltungsra-

tes beträgt zwei Jahre. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, 
so benennt die jeweilige Hochschule dem Verwaltungsrat 
ein Mitglied, das durch den Senat gewählt wurde. 

 
(7) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsord-

nung.  
 
 

§ 7 
Aufgaben des Verwaltungsrates 

 
(1) Die Aufgaben des Verwaltungsrates ergeben 

sich aus § 7 Abs. 1 StuWG. 
 
(2) In Ergänzung zu § 7 Abs. 1 StuWG stellt sich der 

Verwaltungsrat die Aufgabe, die Zusammenarbeit zwi-
schen den zugeordneten Hochschulen und dem Studen-
tenwerk weiter zu festigen. 

 
(3) Die Leistungsvereinbarung, die zwischen dem 

Kultusministerium und dem Studentenwerk zur Übertra-
gung von Aufgaben und Finanzierung der Leistungen 
abgeschlossen wird, bedarf der Zustimmung des Verwal-
tungsrates. 
 
 

§ 8 
Aufgaben des Geschäftsführers 

 
(1) Die Aufgaben des Geschäftsführers ergeben 

sich aus § 8 StuWG. 
 
(2) Der Geschäftsführer kann in dringenden Fällen 

die kurzfristige Einberufung des Verwaltungsrates bean-
tragen und verlangen, dass über bestimmte Angelegenhei-
ten beraten und entschieden wird. In dringenden und 
unaufschiebbaren Angelegenheiten, die in die Zuständig-
keit des Verwaltungsrates fallen, kann er, sofern eine 

Einberufung des Verwaltungsrates innerhalb von zwei 
Arbeitstagen nicht möglich ist, die erforderlichen Maßnah-
men treffen. Hierüber hat er unverzüglich den Verwal-
tungsrat zu informieren. 
 
 

§ 9 
Grundsätze für die Wirtschaftsführung 

 
(1) Das Studentenwerk schließt mit dem zuständi-

gen Ministerium und im Einvernehmen mit dem Ministeri-
um der Finanzen eine Leistungsvereinbarung ab. In der 
Leistungsvereinbarung werden die Laufzeit der Vereinba-
rung, die Höhe der Globalzuschüsse und die Kriterien für 
die Bemessung des Festbetrages für die Durchführung der 
staatlichen Ausbildungsförderung festgelegt. Neben dem 
Globalzuschuss werden auf Antrag Mittel nach Maßgabe 
des Landeshaushaltes zweckgebunden als Projektförde-
rung nach § 44 der Landeshaushaltsordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt vom 30.04.1991 (GVBl.LSA S. 35), zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 28.04.2004 
(GVBl.LSA S. 246), ausgereicht. 

 
(2) Nach § 9 Abs. 3 bis 5 StuWG ist ein jährlicher 

Wirtschaftsplan aufzustellen, der der Zustimmung des 
Verwaltungsrates bedarf.  

 
(3) Änderungen des Wirtschaftsplanes im laufenden 

Wirtschaftsjahr, die den Betrag je Einzelvorgang von 
50.000 € übersteigen, sind dem Verwaltungsrat anzuzei-
gen und bedürfen der Zustimmung. 

 
(4) Der vom Verwaltungsrat beauftragte öffentlich 

bestellte Wirtschaftsprüfer prüft den Jahresabschluss 
einschließlich der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsfüh-
rung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetzes vom 
19.08.1969 (BGBl. I S. 1273), zuletzt geändert durch Art. 
123 der Verordnung vom 31.10.2006 (BGBl. I S. 2407, 
2421). 
 
 

§ 10 
Sprachliche Gleichstellung 

 
Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser 

Grundordnung gelten jeweils in männlicher und weiblicher 
Form. 
 
 

§ 11 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Grundordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffent-

lichung im Ministerialblatt für das Land Sachsen-Anhalt in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung des Studentenwerkes 
Halle vom 31.01./03.08.1998 (Anlage der Bek. des MK 
vom 16.09.1998, MBl.LSA S. 1945) außer Kraft. 

 
Die Grundordnung ist in den amtlichen Mitteilungsblät-

tern der Hochschulen bekannt zu geben. 
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Studentenwerk Halle 
 
 

BEITRAGSORDNUNG 
für das 

Studentenwerk Halle - 

- Anstalt des öffentlichen Rechts - 

vom 24.11.2006 
 

Aufgrund des § 4 Absatz 3 des Gesetzes über die Stu-
dentenwerke des Landes Sachsen-Anhalt (Studenten-
werksgesetz – StuWG) vom 16.02.2006 (GVBl. LSA Nr. 6, 
S. 40) erlässt der Verwaltungsrat des Studentenwerkes 
folgende Beitragsordnung: 
 
 

§ 1 
Beitragspflicht 

 
Der Beitragspflicht unterliegen die Studierenden gemäß 

§ 3 Absatz 2 der Grundordnung des Studentenwerkes 
Halle. Zum Zuständigkeitsbereich des Studentenwerkes 
gehören die 
- Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 
- Burg Giebichenstein Hochschule für Kunst und De-

sign Halle, 
- Hochschule Anhalt (FH), 
- Hochschule Merseburg (FH). 
 
 

§ 2 
Höhe und Verwendung des Semesterbeitrages und 

des Semestertickets „Freizeit“ 
 

(1) Der Beitrag für jedes Semester des Studienjah-
res wird wie folgt festgesetzt: 
Die Studierenden der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg, Burg Giebichenstein Hochschule für Kunst 
und Design Halle, Hochschule Anhalt (FH) und Hochschu-
le Merseburg (FH) haben einen Betrag von jeweils 30,00 € 
zu entrichten. 
Studierende der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 
haben darüber hinaus einen Beitrag von 15,00 € für das 
Semesterticket „Freizeit“ zu leisten. 

 
(2) Der Verwaltungsrat legt mit dem Beschluss zum 

Wirtschaftsplan die zweckgebundene Verwendung der 
Semesterbeiträge fest. Dazu gehören u.a.: 
- Stützung der Verpflegungsleistungen für Studierende, 
- Stützung sozial gebundener Wohnheimmieten, 
- Soziale Betreuung, Beihilfen und Darlehen, 
- Stützung der Beiträge für Kinder studentischer Eltern 

in den Kindertageseinrichtungen des Studentenwer-
kes, 

- Kulturelle Betreuung, 
- Beiträge an das Deutsche Studentenwerk, 
- Studentische Unfallversicherung, 
- Rücklagen für die Finanzierung sozialer Leistungen 

und Bereitstellung von Eigendarlehen für die Errich-
tung von Wohnheimen und die Sanierung von Men-
sen. 

 
(3) Der Betrag für das Semesterticket „Freizeit“ wird 

dem Mitteldeutschen Verkehrsverbund (MDV) überwiesen. 
Die Verwendung regelt sich nach dem jeweils gültigen 
Vertrag mit dem MDV. 

§ 3 
Fälligkeit 

 
(1) Die Beiträge nach § 2 Absatz 1 sind bei der Im-

matrikulation bzw. Rückmeldung fällig. Er ist von den 
Kassen der Hochschulen gemäß § 4 Absatz4 StuWG 
gebührenfrei für das Studentenwerk einzuziehen. Hierzu 
wird eine gesonderte Vereinbarung zwischen den zu 
betreuenden Hochschulen und dem Studentenwerk ge-
schlossen. 

 
(2) Bei der Immatrikulation ist die Zahlung nachzu-

weisen. 
 
 

§ 4 
Befreiung von der Beitragspflicht 

 
(1) Von der Beitragspflicht können nur beurlaubte 

Studierende auf Antrag durch die Hochschulen befreit 
werden. 

 
(2) Von der Beitragspflicht ausgenommen sind Stu-

dierende, wenn die Beurlaubung erfolgt 
a) zur Ableistung einer Dienstpflicht im Sinne von § 34 

Hochschulrahmengesetz, 
b) wegen Erziehungsurlaubes, 
c) aufgrund eines studienbedingten Auslandsaufenthal-

tes, 
d) wegen eines Auslandspraktikums, 
e) wegen Krankheit. 
 

(3) Eine Befreiung ist nicht möglich, wenn sich die 
Beurlaubung nicht über ein volles Semester erstreckt oder 
der Studierende die Einrichtungen des Studentenwerkes 
halle in Anspruch nehmen möchte. 

 
(4) Darüber hinaus sind Schwerbehinderte von der 

Beitragspflicht zum Semesterticket „Freizeit“ befreit, die 
nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) IX Anspruch auf un-
entgeltliche Beförderung im öffentlichen Personennahver-
kehr haben und dieses nachweisen (Schwerbehinderten-
ausweis mit Beiblatt und einer beim Versorgungsamt 
erworbenen gültigen Wertmarke). 
 
 

§ 5 
Rückerstattung 

 
Der Anspruch auf Rückerstattung des Semesterbeitra-

ges kann bei der Exmatrikulation oder Widerruf der Ein-
schreibung vor Beginn des Semesters, für das er gezahlt 
wurde, spätestens bis 31.10. für das Wintersemester und 
30.04. für das Sommersemester bei den Referaten für 
studentische Angelegenheiten der Hochschulen schriftlich 
geltend gemacht werden. 
 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
Der Verwaltungsrat hat auf seiner Sitzung am 

24.11.2006 die Beitragsordnung beschlossen und dem 
Kultusministerium angezeigt. Sie tritt nach Veröffentlichung 
in den amtlichen Mitteilungsblättern der Hochschulen in 
Kraft. Gleichzeitig wird die Beitragsordnung vom 
16.12.2005 * aufgehoben. 
 
Halle, 27. November 2006 
 
 
 
Prof. Dr. Hans Lilie 
Vorsitzender des Verwaltungsrates des Studentenwerkes Halle 
 
* s. Amtliches Mitteilungsblatt 22/2006 v. 20.06.2006 
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